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Editorial 


Es ist eine sein er leichtesten Übungen. Auch wenn er ein Gesicht 
zieht , als bisse er in einen sauberen Apfel, diesmal symbolisiert 
die Hostie ihm eher die Kreide, die er mal wieder zu fressen hat, 
weil demnächst hoher Besuch angesagt ist. Der Papst Kommt, Scit 
dies (fast) gewiß ist, ist der Fapst zum Maßstab aller Dinge avan- 
ciert. Die Propagandamaschinerie läuft auf Hochtouren; in Fernseh 
spots »ird er sußlicher angepriesen als die neue COCA COLA, un- 
verpänglicher als PEPSI, "The choice of a new generation" sozusa- 
gen, Einer versöhnlerischen nämlich; die endlich die jetzt drei- 
zehn jährigen Wunden vernarben läßt und Frieden macht mit sich, 
der Diktatur und dern Herrn. 


Angesichts diesen, an Hysterie grenzenden Interesses, das sich 
seit Wochen nur noch darauf richtet, was der Papstbesuch alles 
auslösen möge, kann auch Pinochet nicht umhin dem Steilvertreter 
Gottes seinen Tribut zu zuollen,. Die von ihm zum Jahresbeginn ver- 
kündeten Maßnahmen - die Aufhebung des Belägerungszustands, die 
wiederzulassung der suspendierten Oppositionszeitschriften, dıe 
teilweise Aufhebung des kxils sowie die Ankündigung eines Par- 
beienpesetzes — sind denn auch eher als Porgenpabe denn als Zuge- 
ständnis zu verstehen, das der General dem Überbefehlshaber aller 
Katholiken darbrachte, 


Geköostet hat es ihn wenip. Yor den ursprünglichen Forderungen der 
katholischen Kirche, dem uncinpeschränkten Ende des Exils und kla- 
ren Aussagen zur Menschenrechtsfrage oder gär den Träumereien des 
DC-Chefs Gabriel Yaldes, der noch vor Jahresfrist getönt hatte, 
man werde den Papst ın "Freineit und Demokratie" empfangen, ist 
nichts geblieben. Der Belaperungszustand hatte eh nur noch auf 
dem Papier exisiert und die Rückkehr der Exilierten bleibt solange 
eine Farce , solange kein Rückkehrer seines Lebens Sicher sein 
kann. Yon der definitiven Expatriicrung des "harten Kerns" der 
Miristas und UP-Funktionäre ganz zu schweigen. 


Dennoch wurde die Geste des Diktators von der bürgerlichen Opposi- 
tion, einschließlich eines Großteils der katholischen Kirche als 
Schritt ir die richkige Richtung interpretiert, weil sie gar nicht 
mehr anders können und wohl auch wollen, als jeden Furz Pinochets 
als mögliches Dialogangebot zu interpretieren, Weil man selbst 
nichts anzubieten hat, hofft man auf den Papst. Jetzt noch ein 
klares Wort von IHN® und dann gibts 89 freie Wahlen, Demokratie 
und überhaupt, Arı besten so wie in Argentinien und Uruguay, wo 
hinter sieben bzw. zwölf Jahre Rarbarei mal eben so ein "Scnluß- 
punkt!" pesetzt wurde. Ein "Schlußpunkt" gemessen arı dem, die west- 
deutsche Enfnazifizierung wie eine Säuberungswelle erscheint. Mal 
cben ein paar Generale zum Sündenbock erklären, ansonsten alles 
nur Befehlsempfänger und Schwamm drüber; weil Nationale Sicherheit 
und so und überhaupt wen interessieren schon ein paar Hundert Mai- 
platzmütter. 
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So wird Gerechtigkeit auf dem Altar der Phrase "Demokratie" ge- 
opfert und der Papst gibt seinen Segen. Der wird sichs freuen und 
die frohe Botschaft gleich nach Chile weitertragen. Seht ihr, lie- 
be Generale mit etwas Gottvertrauen wird es schon gehen. Es muß 
ja nicht gleich die Bergpredigt sein. Wenn bloß diese Scheiß-Kom- 
mies nicht wären und diese Basisgemeinden. Die wird man einfach 
nicht los. -Vielleicht heizen sie ja tüchtig ein; als Vorgeschmack 
auf die Hölle, zu der er bald fahren möge. 
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CHILE 


Pinochet: Attentat als Jungbrunnen? 


DIE SCHWÄCHE DER OPPOSITION ALS BESTES STÄRKUNGSMITTEL 


General Pinochet, so scheint es, ist aus dem fehlgeschlagenen 
Attentat vom 7. September 1986 gestärkt hervorgegangen. Seine 
Position als Staatschef und Oberkommandierender ist gegenwärtig 
unangefochtener denn je. 


In seiner Neujahrsansprache konnte er es sich sogar leisten, 

die Aufhebung des Belagerungszustandes und die baldige Rückkehr 
(fast) aller Exil-Chilenen in ihre Heimat anzukündigen. Pinochet 
in der Pose des milden Landesvaters. 


Aus jedem seiner Sätze war zudem die Genugtuung über den jämmerli- 
chen Zustand der Opposition herauszuhören. Fehlte nur noch die 
Feststellung, daß sie nicht einmal richtig zielen kann. Pinochet 
ist sich jedenfalls voll der Tatsache bewußt, daß die Schwäche 

der Opposition seine beste Trumpfkarte ist. 
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Tatsächlich befindet sich die chilenische Opposition an der Jahres- 
wende 86/87 am absoluten Tiefpunkt. Zu den hinlänglich bekannten 
internen Streitereien kommt hinzu, daß sich nach dreieinhalb Jahren 
Protesttagen im Volk deutliche Anzeichen von Resignation zeigen: 
was haben die über hundert Toten, die tausende von Verletzten, Ver- 
hafteten und Verbannten gebracht? Pinochet und kein Ende. 
Unterdessen hat die Opposition als dringendstes Problem erkannt, 
einen klangvollen Namen für die breiteste Allianz zu finden, die 
sie bisher zustandegebracht hat. 1985 hieß das "Acuerdo Nacional", 
1986 "Grupo de los Trece". Der Name für 1987 steht noch nicht end- 
gültig fest. Neue Denominationen für jeweils dieselben Personen 

mit den gleichen Parolen - so jedenfalls empfindet es der "Mann 

auf der Straße". 


Und der große "Bruder" im Norden? 

Dem wäre natürlich eine Lösung des Problems 4 la Buenos Aires oder 
& la Montevideo am liebsten. Aber selbst, wenn man einen Alfonsin 
oder einen Sanguinetti finden würde (da fangen die Schwierigkeiten 
schon an: Gabriel Vald&s hat nicht einmal mehr die Unterstützung 
seiner eigenen Partei und hat sie vollständig nie gehabt, während 
Sergio Molina, der neue Mann, der aufgebaut werden soll, ebenfalls 
noch aus der Ära Frei stammt und sich genauso erschöpfen wird), wo 
sind die politischen Kräfte, die ihn tragen? Außerdem ist da das 
alte Mißtrauen Washingtons gegen die chilenischen Christdemokraten, 
denen man nicht. verziehen hat, daß sie sich 1970 als Steigbügel- 
halter des Marxisten Allende betätigt haben. 

Und ehe man ein erneutes Linksbündnis (was ohnehin unrealistisch 
ist) oder auch nur eine Mitte-Links-Koalition mit starkem linken 
Einfluß als Alternative dulden würde, da hält man lieber am 
bewährten Kommunistenfresser Pinochet fest und stützt ihn mit 
weiteren Dollar-Krediten, selbst wenn man gelegentlich starke 
Worte der Empörung angesichts der Menschenrechts-Situation in 
Chile vor der Weltöffentlichkeit fallen läßt. 

Bliebe noch die Möglichkeit einer "gemäßigten"Militär-Regierung. 
Um diese zu prüfen, hatte die Reagan-Administration bereits einen 
Emissär nach Chile geschickt. Er sichtete die Kandidaten und 
sprach mit einigen von ihnen. In die Öffentlichkeit kamen die 
Namen Danüıs (Punta Arenas) und Frez (Arica). 


Doch der Anschlag vom 7. September zerriß auch diese zarten Bande. 
Er bot Pinochet die einmalige Chance, sozusagen an allen Fronten 
wieder in die Offensive zu gehen, die Initiative zu ergreifen. 

Ein fehlgeschlagenes Attentat ist, das wissen wir aus unserer 
eigenen Geschichte, schlimmer als gar kein Attentat. Das ist nichts 
weiter als eine bittere Feststellung. Die Patriotische Front Manuel 
Rodriguez hat ihr Bestes getan; aber es hat eben nicht gereicht. 
Und was wäre gewesen, wenn es geklappt hätte? 

Auf diese Frage hatte niemand in Chile eine plausible Antwort. 
Pinochet wäre jedenfalls nicht nur von der äußersten Rechten in 

die Ahnenreihe patriotischer Helden - auf einer Stufe mit Manuel 
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Rodriguez, O'Higgings und mit dem Kapitän Prat - aufgenommen worden, 


Die Argumente in der nachfolgend abgedruckten Studie ehemaliger 
aktiver Generäle sind daher ernst zu nehmen, wenn auch das eine 
oder andere auf den ersten Blick abstrus erscheinen mag, Die 

Studie ist vor dem Hintergrund zu lesen, daß Pinochet seine Posi- 
tion in den letzten Monaten auf eine Weise gestärkt hat, die nahezu 
niemand innerhalb und außerhalb Chiles noch einmal für möglich 
gehalten hätte nach den Protesten seit Mai 1983. 


"Y va a caer?' So muß man jetzt tatsächlich fragen! Wahrscheinli- 
cher ist, daß er in Ruhe sein Haus bestellt, d.h, 1989 - oder spä- 
ter - die Macht in die Hände eines ihm genehmen oder von ihm aus- 
gesuchten Kandidaten legt. Es wäre wünschenswert, daß es anders 
kommt; und gerade die LN haben länger als ein Jahrzehnt jede hoff- 
nungsvolle Bewegung gegen das Militär-Regime gewürdigt. Allzu oft 
war dabei - was menschlich nur verständlich ist - der Wunsch der 
Vater der Einschätzungen und Prognosen. 


Doch nicht Resignation, sondern bittere Ernüchterung führt hier 
die Feder. Dazu gehört, die historische Niederlage von 1973 zu 
akzeptieren, d.h. ihre tatsächliche Tragweite einzusehen und aus 
den Fehlern von damals wirklich zu lernen, 


uhestandsgeneral und Dossierverfasser Danüs: z.b.V. der USA? 


DOKUMENT 
Bleibt uns Pinochet bis 1997 erhalten? 
EINE VERTRAULICHE STUDIE HOHER CHILENISCHER EXMILITÄRS 


Der folgende Text ist die leicht gekürzte Übersetzung einer 
vertraulichen Studie, die Ende November 1986 von einem Kreis 


ehemaliger hoher Offiziere des chilenischen Militär-Regimes, 
die vorzeitig in den Ruhestand geschickt wurden oder freiwillig 
ihren Dienst quittiert haben, erstellt worden ist. 

Die früheren aktiven Generäle, Oberstleutnants und Majore haben 
in dem Dokument insbesondere die Veränderungen in den höheren 
Kommandorängen seit dem fehlgeschlagenen Attentat auf Pinochet 
vom 7. September 1986 analysiert und kommen insgesamt zu Ergeb- 
nissen, die sowohl die chilenische Opposition als auch die 
Regierung der USA und andere 'Partner' Chiles nachdenklich 
stimmen sollten. 

Gegenüber der Fassung in der FR vom 18.12.86 ist der Text 
überarbeitet und etwas gestrafft worden, 


A, HISTORISCHE ZUSAMMENHÄNGE 


1.) Die Rolle der USA als Führungsmacht des Westens 


Bis zum Amtsantritt der Regierung J. Carters betrachtete das 
chilenische Heer die USA als unangefochtene faktische und recht- 
mäßige Fiihrungsmacht des Westens. 


Nach dem II, Weltkrieg hielt man das Interamerikanische Militär- 
System, geleitet von der Interamerikanischen Verteidigungsjunta 
(JID), deren Vorsitz jeweils ein Vertreter der nordamerikanischen 
Streitkräfte innehat und deren Sitz Washington ist, für die ange- 
messene Führung, die die westliche Hemisphäre zum Schutz außer- 
kontinentaler Bedrohungen benötigte. 

Die Menschenrechtspolitik der Carter-Administration und das soge- 
nannte Kennedy-Amendment, das die nordamerikanischen Waffenver- 


käufe stoppte, versetzten dem US-amerikanischen Hegemonialanspruch 
einen tödlichen Schlag. 


Der Konflikt um die Malvinen war in den Augen der chilenischen 
Militärs eine offenr Demonstration der nordamerikanischen Schwäche. 


Im Gegensatz zu den Bestimmungen des Interamerikanischen Vertrages 
zur Gegenseitigen Hilfe (TIAR), die festlegen, daß die Staaten 
Amerikas sich gegenüber jedem Angriff eines außerkontinentalen 
Aggressors auf ein Mitgliedsland solidarisch zu verhalten haben, 
sahen sich die USA gezwungen, in dem Krieg für die britischen 
Interessen zu optieren, d.h. zugunsten ihres Verbündeten in der 
NATO. 

Zu dieser Schlußfolgerung der chilenischen Militärs muß man noch 
die Wirkung der amerikanischen Niederlage in Vietnam hinzurechnen 
sowie den Sieg der Sandinisten in Nicaragua und den Bürgerkrieg 
in El Salvador, in dem die Rebellen einen großen Teil des Terri- 
toriums jenes Landes kontrollieren und die mit den USA verbündete 
Regierung des Christdemokraten Napoleön Duarte bzw. deren Streit- 
kräfte ständig in Schach halten können. 

Deshalb ist man der Ansicht, daß die USA die nötige ideologische 
und politische Standhaftigkeit verloren haben, um den Westen im 
Kampf gegen den internationalen Kommunismus - angeführt von der 
UdSSR und den anderen Ländern des Warschauer Paktes - zu führen, 


2.) Veränderungen in der Verteidigungsdoktrin 


Der Kerngehalt jeder Verteidigungsdoktrin ergibt sich aus der 
Hypothese des Krieges. Organisation und Struktur der Streitkräfte, 
ihre geografische Verteilung und Stationierung im Land, ergeben 
sich daraus. 


Die chilenischen Streitkräfte gehen von zwei Kriegs-Hypothesen 
aus: einer äußeren und einer inneren. 


Die vermeintlichen geopolitischen Gegebenheiten Chiles legen die 
äußere Kriegs-Hypothese fest: die Grenzstreitigkeiten mit Argenti- 
nien im äußersten Süden des lateinamerikanischen Kontinents sowie 
mit Bolivien und Peru aufgrund der Unzufriedenheit dieser beiden 
Länder mit dem Grenzverlauf, der aus dem chilenischen Sieg im 
Pazifikkrieg von 1879 resultiert. 


Die innere Kriegs-Hypothese ergibt sich aus der Möglichkeit, daß 
die kommunistischen und anarchistischen Kräfte die Existenz der 
chilensichen Nation gefährden. Diese innere Hypothese wird seit 
der preußischen Militär-Mission angenommen und ausgearbeitet, die 
zum Wiederaufbau des im Bürgerkrieg von 1891 zerfallenen chileni- 
schen Heeres führte und ihm die Konzeption des "inneren Feindes' 
nahebrachte, wie ihn die deutsche Heeresführung seit dem vorigen 
Jahrhundert angesichts des Anwachsens der Arbeiter-Organisationen 
und des marxistischen Einflusses zu erkennen glaubte. 


Bis zur Bildung des chilenischen Carabinero-Korps in den 30er 
Jahren übernahmen die chilenischen Streitkräfte und insbesondere 
das Heer Aufgaben der "inneren Ordnung', d.h. sie hielten die 
herrschende Ordnung mit Gewalt aufrecht. Bei den Massakern von 
Santa Maria de Iquique, La Corufa, Ranquil und San Gregorio waren 
Arbeiter, die gegen unmenschliche Lebens- und Arbeitsbedingungen 
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protestierten, vom chilenischen Heer zusammengeschossen worden. 
Auch die Diktatur von Ibafez und die Unterdrückung der Kommunisti- 
schen Partei sowie zahlreicher Gewerkschaftsorganisationen unter 
der Regierung von Gonzalez Videla standen unter dem Vorzeichen 
dieser Doktrin des "inneren Feindes', 


Das Konzept des inneren Feindes entwickelte sich dann sehr viel 
stärker seit der Doktrin von der "Nationalen Sicherheit’ während 
der Kennedy-Administration in den USA. Eine besondere Rolle spielte 
dabei Verteidigungsminister McNamara - infolge des Sieges von 

Fidel Castro auf Kuba. 

Die US-Regierung konnte jetzt ihre Beziehungen zu den chilenischen 
Streitkräften intensivieren, jedoch änderten sich die Kriegs- 
Hypothesen damit noch nicht grundsätzlich. Die vorher beschriebenen 
Grenzkonflikte waren nach dem Verständnis der Militärs wichtiger 
als die Aktionen des inneren Feindes, zumal das demokratisch-poli- 
tische System stabil und die Kommunistische Partei in Chile lega- 
listisch war. Die Erhebung eines inneren Feindes galt daher als 
unwahrscheinlich. 


innere Feind!" 


Die Militär-Aktion von 1973 gegen die Regierung Allende war die 
Aktion der Streitkräfte und der Carabineros: ein gemeinsamer Block 
von Fensterstürzern. Und wenn es auch eine Aktion gegen den Marxis- 
mus-Leninismus war, so richtete sie sich doch gegen einen Feind, 
der sich auf dem Rückzug befand und politisch bereits geschlagen 
war. 


Die schnelle Konsolidierung des Militär-Regimes zwischen 1973 und 
1975 machte es auch überflüssig, ständig anti-subversive Streit- 
kräfte aufzustellen. Die Verschärfung des Grenzkonfliktes mit Ar- 
gentinien, Peru und Bolivien in den folgenden Jahren bestätigte 
vielmehr die äußere Kriegs-Hypothese als eindeutige Priorität. 


Diese Etappe gelangte jedoch mit der "Öffnung von 1983" an ihr 
Ende. Diese politische Formel, die die diplomatische Isolierung 
Chiles angesichts der latenten Bedrohung durch Argentinien (das 
mit größerer Unterstützung von außen rechnen konnte) brechen 
sollte, führte zu einer Eruption der Volksorganisationen, die sich 
in massiven Protesten äußerte, 

Die Verhängung des Belagerungszustandes vom 7. November 1984 war 
die erste Alarmglocke angesichts der Erhebung des inneren Feindes, 
der längst geschlagen zu sein schien, 


B. JÜNGSTE EREIGNISSE 


1.) Die Regierung der USA 


Die chilenischen Streitkräfte hatten eine anfänglich irrige Ein- 
schätzung der neuen neokonservativen Regierung des Präsidenten R. 
Reagan. Sie glaubten, die neue Regierungsmannschaft, die in ihrem 
Diskurs die Fntspannung für beendet erklärte, um zur Offensive 
gegen den Kommunismus überzugehen, sei ihnen wohlgesonnen, und 
sahen eine wachsende Unterstützung und Stärkung des chilenischen 
Militär-Regimes voraus. Die Politik des "double standard" der 
Lateinamerikanisten Reagans (wie Jeane Kirkpatrick und die Geopo- 
litiker der Iiniversität von Washington) ließ sie verstehen, daß 
aıe kegierung Finochet aer neste Verbündete der USA sei. Die 
Ernennung von James D. Theberge, einem alten Freund der Militärs 
an der Macht, zum Botschafter in Chile, bestätigte das. 


Aber aus verschiedenen Gründen (u.a. Krieg in Zentralamerika) 
verlor Chile die Priorität in der nordamerikanischen Politik. Und 
die erste Amtszeit Reagans endete, ohne größere Bedeutung für 
Chile gehabt zu haben. Zu Beginn seiner zweiten Amtszeit setzte er 
die konservativsten Lateinamerikanisten seiner Umgebung (Kirk- 
patrick, Fontaine, Di Giovanni etc.) ab, und es begann im State 
Departement die "stille Diplomatie", die die "Demokratisierung des 
Südkegels" suchte. Die zentralamerikanistische Sichtweise der 
chilenischen Situation hatte im Pentagon die These entstehen las. 
sen, daß eine langjährige Regierung ohne zivile Unterstützung in 
Chile mittelfristig die Bedingungen für einen Bürgerkrieg wie in 
El Salvador schaffen würde - mit dem Nachteil, daß man sich hier 
einer starken KP mit tiefer Verwurzelung in den Volksorganisatio- 
nen gegenübersieht und einer Christdemokratie, die nur schwer zu 
bewegen sein würde, die Rolle ihrer zentralamerikanischen Namens- 
schwester zu übernehmen. 

Daraus zogen die chilenischen Militärs den Schluß, daß die USA 
aufgehört haben, die westliche Führungsmacht zu sein und daß man 
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ohne diesen Verbündeten gegen die internen Bedrohungen vorgehen 
misse. Der kürzliche Sieg der Demokraten bei den Kongreßwahlen in 
den USA wird diese Schlußfolgerungen hoch bestärken. 


2.) Verminderung der äußeren Konflikte 


Die päpstliche Vermittlung ließ die Kriegs-Hypothese mit Argen- 
tinien in weite Ferne rücken... Die Vereinbarungen mit Peru über 
die anstehenden Grenzfragen sowie der antisubversive Krieg der 
peruanischen Streitkräfte gegen den "euchtenden Pfad" (Sendero 
Luminoso) verringerten zusätzlich die Spannungen mit Chile. Der 
Beginn und der - langsane, aber erfolgreiche - Fortgang der chile- 
nisch-bolivianischen Gespräche zur Lösung des Problems des boli- 
vianischen Zugangs zum Meer beseitigt den letzten Konflikt aus 

dem Bereich der äußeren Kriegs-Hypothese. 


3.) Das Auftauchen des Inneren Feindes 


Der Prozeß der Selbstkritik der chilenischen KP (1975-77) und 

ihre Diskussion mit der UdSSR (1977-79) mindeten in die These von 
"allen Formen des Kampfes, einschließlich der bewaffneten", 

Es entsteht die "Patriotische Front Manuel Rodriguez" (FPMR), 

deren Aktionen sich seit 1982 entfalten. 

Für die chilenischen Streitkräfte, die diese Debatten aufmerksam 
verfolgt hatten, tritt damit der intere Feind wieder in Erschei- 
nung: offen unterstützt von Kuba, der UdSSR und anderen Ländern des 
Warschauer Paktes. 


4,) Die "nicht-marxistische" Opposition 


Für die chilenischen Militärs haben diese politischen Kräfte in 

13 Jahren ihre absolute Unfähigkeit bewiesen, Spaltungen und 
Unstimmigkeiten zu überwinden, realistische Regierungspläne zu 
formulieren und die Situation der nationalen Sicherheit Chiles 

zu verstehen, Ihre politischen Vereinbarungen gehen in keiner 
Weise auf das Problem der nationalen Verteidigung ein und werden 
deshalb von den Militärs letztlich als demagogische Dokumente 
angesehen, Ihre Unfähigkeit, sich vom marxistischen Feind zu 
unterscheiden, wird nicht zuletzt dadurch offensichtlich, daß sie 
- insbesondere ihre Hauptkraft, die Christdemokratie - auf unter- 
schiedlichen Ebenen Beziehungen mit der KP und dem von ihr be- 
herrschten Oppositionsblock der Demokratischen Volksbewegung (MDP), 
sowi.e mit Regierungen unterhalten, die mit der UdSSR verbündet 
sind. Sie sind daher vom Feind infiltriert, einschließlich Insti- 
tutionen der Katholischen Kirche. Deshalb stellen sie keine rele- 
vante Kraft dar. 

Das läßt den zivilen Sprecher des Oberkommandierenden, den Minister 
Francisco Javier Cuadra zu dem Schluß kommen, daß aufgrund der 
Tatsache, daß "unsere Regierung keine Verfassungsplebiszite ver- 
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loren hat" - wie es den Streitkräften Uruguays passiert ist - und 
ebensowenig "hat sie einen militärischen Konflikt verloren, wie 
es in Argentinien der Fall ist”, ihre Kraft nicht nur unversehrt 
geblieben, sondern eher noch gewachsen sei. Deshalb "ist für un- 
sere Regierung der Druck irrelevant..., solange dieser Druck zu 
keinen gangbaren oder praktikablen Lösungen führt und es daher 
keinen Sinn hat, ihn zum Gegenstand von Verhandlungen zu machen.. 
(EL MERCURIO vom 6.10.86) 


R 


"... ist für unsere Re 


gierung 


e “ ir ur 
der Druck irrelevan 


5.) Die letzten Rreignisse und ihre Bedeutung 


Die Führungsspitzen der übrigen Teilstreitkräfte teilen die Ein- 
schätzungen Pinochets und seiner Heeresgeneräle nicht vollständig. 
Ihre Vorstellungen vom "Dialog" und die Gespräche der letzten Zeit 
von Merino (Marine), Matthei (Luftwaffe) und Stange (Carabineros) 
mit Oppositionsführern bedeuten nicht nur eine Anerkennung der demo- 
kratischen Opposition, sondern einen möglichen Vorschlag zur Reform 
der Verfassung von 1980 und die folgende Drohung, das Militär- 
Regime dadurch zu beenden, daß 1989 eventuell ein anderer Kandidat 
als Pinochet aufgestellt werden könnte. All das ist jedoch vom Heer 
zerstört worden... 
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6.) Das Attentat auf Pinochet und die Waffenfunde 


Der Generalhauptmann Augusto Pinochet Ugarte ist der Oberkomman- 
dierende - und das vergessen die Militärs niemals, Er ist der_ 
Führer des Heeres, und er steht unangefochten an der Spitze der 
Befehlshierarchie. 

General Julio Canessa, zeitweilig Mitglied der Regierungsjunta, 
brieat dies mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck: "Das einzig 
"Wichtige, was - ohne uns durch sekundäre Ereignisse ablenken zu 
lassen - im Blick haben müssen, ist die felsenfeste Einheit der 
Institution und ihre ständige Verfügbarkeit, damit sie den Willen 
des Oberkommandierenden umsetzen kann", 

Ein Attentat gegen ihn ist ein Attentat gegen den Staatschef, gegen 
die Verfassung und gegen das Heer. Die Entdeckung von Waffenlagern 
zeigt - obgleich einige Militärs Zweifel an der Herkunft so vieler 
Waffen haben - die Fähigkeit des Feindes und die Existenz von sub- 
versiven Plänen mit langem Atem, unterstützt von Kuba, der UdSSR 
etc. 


Das Attentat machte einen kritischen Punkt deutlich, den es zu 
beseitigen ‘gilt: unmittelbar nach dem Anschlag entstand eine große 
Panik in verschiedenen Bereichen der Wirtschaft, der Politik, des 
Militärs und sogar im internationalen Raum. Man stellte nämlich 
fest, daß es keine klare Nachfolgeregelung für Pinochet gibt, die 
die Stabilität des Landes aufrechterhalten könnte - mindestens in 
den ersten Wochen nach seinem Verschwinden. 

Nach den bestehenden Vorkehrungen würde im Fall des Ausfalls des 
Generalhauptmanns das dienstälteste Junta-Mitglied, d.h. Admiral 
Merino, die Präsidentschaft übernehmen, Es gibt jedoch deutliche 
Hinweise darauf, daß das Heer diese Nachfolge nicht zulassen und 
seinen stellvertretenden Oberbefehlshaber, General Sinclair ein- 
setzen würde. 

Auf jeden Fall läßt die Macht, die Pinochet in seiner Person kon- 
zentriert, ihn gegenwärtig zu eienr unersetzbaren Figur werden, 
was die Situation für jeden Nachfolger schwierig macht. Außerdem 
sind die Vorbehalte des Heeres gegenüber den anderen Teilstreit- 
kräften so stark, daß sie dramatische Formen annehmen können, wenn 
ernsthaft über eine neue Regierung nachgedacht werden muß, wie die 
ersten Minuten nach dem Attentat bewiesen haben, 


c. MASSNAHMEN ZUR STABILISIERUNG UND VORAUSPLANUNG 
DER MILITÄRREGIERUNG ÜBER DAS JAHR 1989 HINAUS 


Die Mobilisierung der (regimetreuen) Massen am 9.9.86, die ver- 
schiedenen Reden Pinochets und anderer Funktionäre (wie Cuadra), 
die früheren und gegenwärtigen Maßnahmen innerhalb der Regierungs- 
junta und die starken Veränderungen im Korps der Heeresgeneräle 
sowie andere Tatsächen deuten alle in eine Richtung: Stärkung der 
Militärregierung, ihre Projektion weit über das Jahr 1989 hinaus 
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und die Ratifizierung Pinochets als unangefochtener Führer des 
Landes... 

Die Kampagne der "Heiligsprechung" Pinochets hat begonnen, und man 
muß mit Neuigkeiten wie Plebisziten, Ernennungen, Wahlen etc. in 
den nächsten zwei Jahren rechnen (vgl. Zeitschrift HOY Nr. 477). 


1.) Maßnahmen ınnernalb des Heeres 


Eine große Beschleunigung der vorher skizzierten Maßnahmen oder 
Anordnungen ist zu beobachten; Übernahme der hauptsächlichen 
Kriegs-Hypothese "Innerer Feind", Vorausplanung der Regierung (und 
des Militär-Regimes mit Pinochet an der Spitze) über 1989 hinaus; 
Antwort auf den Druck vom Ausland; die allgemeine Entwicklung eines 
eigenen Weges ("westlich und christlich") zur Neugründung der chi- 
lenischen Nation, in der die zivilen politischen Kräfte als unbe- 
deutend und verstockt ausgeschlossen werden (von "ehrenwerten Aus- 
nahmen" abgesehen), 
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Die große Beschleunigung begann, als Pinochet wenige Tage nach der 
Entdeckung des ersten, vermutlich von Extremisten angelegten Waf- 
fenarsenals im Norden des Landes an einem der jährlichen Treffen 
der Heeresgeneräle zum Zweck, der Auszeichnung, Verabschiedung und 
Ernennung von Offizieren teilnahm. Bei dieser Gelegenheit betonte 
der Oberkommandierende, daß die Auszeichnungen dieses Mal auf seine 
ganz persönliche Entscheidung zurückgingen und daß er das tiefste 
Vertrauen in seine Führung verlange. Gleichzeitig betonte er, daß 
die Wiedereinführung von bestimmten Funktionen und Dienstgraden, 


die er bestimmen werden, den neuen und schwierigen Umständen zuzu- 
schreiben sei, die das Land gegenwärtig erlebe. 

Damit begann die größte Welle an Entlassungen, Ernennungen und 
Umsetzungen von Generälen des Heeres innerhalb dieser Regierung... 


2.) Die neue Kriegs-Iypothese und ihre Implikationen 


Die Umorientierung der Kriegspläne und in deren Folge die geringere 
Bedeutung traditioneller Verteidigungskonzepte brachte die Entlas- 
sung verschiedener Generäle mit sich, die nicht fähig oder bereit 
waren, eine klassische Ausbildung zu verlassen und gleichzeitig 
keine genügende Garantie für eine bestimmte politische Affinität 
boten, wie sie der Kampf gegen den inneren Feind nun einmal erfor- 
dert. 

Die neue Orientierung muß in engem Zusammenhang mit der (bereits 
skizzierten) negativen Einschätzung der zivilen politischen Kreise 
des Landes gesehen werden und mit der unerschütterlichen Überzeu- 
gung, daß nur die Streitkräfte (und insbesondere das Heer) fähig 
seien, das Land voranzubringen,,, 

Unverständnis, Blockaden etc,, die die USA und andere klassische 
Länder des Westens den chilenischen Streitkräften gegenüber demon- 
striert haben, haben diese gezwungen, die Entwicklung eines eigenen 
Weges und die Bündnisse bzw, die Unterstützung von Ländern zu 
suchen, die sich in einer ähnlichen Situation befinden. 

Israel, Südkorea, Paraguay und, in etwas geringeren Umfang (auf- 
grund der Situation, die es selbst Jurchlebt), Südafrika sind die 
engsten Verbündeten in militärischer llinsicht gewesen, die die 
chilenischen Streitkräfte bisher gehabt haben. 


Die Israelis waren die wesentliche Hilfe in Ausbildung und Ausrü- 
stung — dazu viel billiger als die ehemaligen Quellen - und teil- 
weise auch für die Marine, insbesondere hinsichtlich der konven- 
tionellen Kriegführung... 

Das Anwachsen und die konplexere Gestaltung des Heeres-General- 
stabes sowie die breite Entwicklung Antisubversiver Waffen und 
Finheiten (Hubschrauber-, Auswerrungs-, Koordinations- und selb- 
ständige taktische Lufttransporteinheiten) sprechen dabei für 
sich... 

Der Kommandowechsel bei den operativen Einheiten (Divisionen) ist 
fast vollständig gewesen in letzter Zeit. Nur in Concepciön blieb 
derselbe General auf seinem Posten. Wahrscheinlich, weil die achte 
Region - bis 1984 besonders aktiv, was oppositionelle Aktionen an- 
langt - in den beiden letzten Jahren relativ ruhig geblieben ist... 


Es ist bekannt, daß der Generalhauptmann die Strukturen der gesam- 
ten Exekutive entsprechend seinen Vorhaben der "Projektion", d.h. 
der Verlängerung des Militärregimes über 1989 hinaus, reorganisie- 
ren will, Tie£fgreifende Veränderungen im Kabinett und in den Ebenen 
darunter sind in nächster Zeit zu erwarten. Alle diese Maßnahmen 
werden inspiriert und geleitet vom "Generalstab der Regierung", 
dessen sichtbarste Figur der Minister Cuadra ist. 
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p, DIE IRRTUMER PINOCHETS 


l.) Es ist durchaus nicht so, daß die USA die Führung des Westens 
abgegeben hätten. Im Gegenteil: alle Experten stimmen darin 
überein, daß Präsident Reagan in den 6 Jahren seiner bisherigen Amts- 
zeit eine tiefgreifende Transformation der nordamerikanischen Ge- 
sellschaft erreicht hat, was sich in militärischer Hinsicht auf un- 
leugbare strategische Veränderungen ausgewirkt hat. Diese reichen 
vom ehrgeizigen SDI-Programm bis zum Aufbau von konventionellen Inva- 
sionstruppen (z.B. die Rapid Deployment Force), die z.B. in Grenada 
eingesetzt worden sind... 


2.) Die äußere Kriegs-Ilypothese ist keineswegs ausgelöscht worden. 

Das ergibt sich schon allein aus der Tatsache, daß Chiles Nach- 
barn ihrerseits ihre Kriegsdoktrinen nicht aufgegeben haben und z.B. 
sowohl die peruanischen als auch die holivianischen Militärs wie- 
derholt erklärt haben, notfalls die Wiederherstellung der alten 
Grenzen mit Waffengewalt zu erzwingen,.. 


3.) Die Existenz und die Entfaltung des "inneren Feindes" ist wohl 
mehr das Ergebnis der Vorgehensweise des chilenischen Heeıes 
seit 1973 als das Resultat irgendwelcher Unterstützungen von außen, 

etwa durch die UdSSR,.. 


4.) Die nicht-marxistische Opposition Ist keineswegs eine irrele- 

vante Kraft. Der Streik in den ersten Julitagen 1986, zu dem 
vor allem die nicht-marxistischen Kräfte der Opposition aufgerufen 
hatten, hat deutlich gezeigt, daß in Zukunft das Land durchaus 
durch gewaltlose Methoden unregierbar gemacht werden kann... 


5.) Es gibt noch andere Tatsachen, die der Generalhauptmann in 
seiner Analyse unberücksichtigt läßt oder zumindest verschweigt: 
Die Existenz von Zivilregierungen in Argentinıen, Bolıvıen und 
Peru. Diese haben international Achtungserfolge aufzuweisen. So 
hat Argentinien 2.B. im letzten diplomatischen Streit un die 
Malvinen eine beeindruckend breite Unterstützungsfront für seine 
Position erreicht, 
Peru hat in der Frage der Aussenverschuldung sowohl in den Ländern 
der Dritten Welt als auch im Westen Beachtung, Anerkennung und 
Respekt gefunden, Chile ist demgegenüber fas völlig isoliert. 
Pinochet ist der einzige Präsident der kelt, der unter keinen Um- 
ständen irgendwohin zu einem Staatsbesuch reisen kann, Er begeht 
zudem den Fehler, den Konflikt mit der Kirche weiter Zu verschär- 
fen - und das wenige Monate vor dem Besuch des lleiligen Vaters... 


Die Nichtübereinstimmung von Luftwaffe und Marine mit dem Oberkom- 
mandierenden ist sehr groß. Trotz des Verbotes von Pinochet, began- 
nen sie einen Dialog mit der nicht-marxtstischen Opposition. 

Auf diese Weise könnte es sogar zu einer totalen Isolierung des 
Heeres kommen, wie es in Uruguay geschehen ist... 
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Wirtschaftlich findet eine ständig steigende Entnationalisierung 


statt, wobei der Staat die Kontrolle über die Rohstoffe und: fiber 
die Produktion von stratentäch wichtigen Industriegütern zunehmend 
verliert... 


E, SCHLUSSFOLGERUNGEN 


Die doktrinäre Neudefinition und die organisatorische Umstruktu- 
rierung, die der Oberkommandierende, Generalhauptmann Augusto Pino- 
chet Ugarte, mit dem Heer vornimmt, decken sich nicht mit ‘einer ob- 
jektiven Einschätzung der Realität, sondern basieren einzig und 
allein auf seinem Wunsch, bis 1997 an der Macht zu bleiben. 

Das ist schädlich für die nationale Verteidigung und für das ganze 
Land. 


Santiago de Chile, November 1986. 


Der Papst soll Pinochet segnen 


Rechtzeitig vor dem Papstbesuch Anfang April dieses 
Jahres soll in Chile alles so "normalisiert" werden, 
daß der Diktator, General Augusto Pinochet, als der na- 
türliche Kandidat für "demokratische" Präsidentenwahlen 
1989 in der Form eines Plebiszits erscheinen kann. 


Die Sommertage, mit denen das neue Jahr begann, brach- 
ten den Chilenen im allgemeinen und der chilenischen 
Opposition im besonderen einige wesentliche Erleichte- 
rungen: 


Die Aufhebung des Belagerungszustandes, der nach dem 
Attentat auf Pinochet am 7. September 1986 erklärt wor- 
den war, machte jetzt das Erscheinen der oppositionel- 
len Wochenzeitschriften APSI, ANALISIS, CAUCE, Fortin 
Mapocho und Pincel y Pluma wieder möglich. Die nächtli- 
che Ausgangssperre, die in der einen oder anderen Form 
seit dem Putsch vor mehr als dreizehn Jahren in Santia- 
go geherrscht hatte, wurde aufgehoben. Darüberhinaus 
kündigte der Präsident an, daß das Exil nun ein Ende 
haben solle, wobei natürlich Ausnahmen ("Terroristen 
und Feinde des Vaterlands") gemacht werden, über die 
die Menschenrechte-Sonderberatungskommission der Regie- 
rung binnen 90 Tagen entscheiden soll. 


Zum Papstbesuch, der gerade nach Ablauf dieser 90 Tage 
stattfinden wird, soll also ein Land präsentiert wer- 
den, in dem alles ganz normal ist. Dazu gehört auch, 
daß nun plötzlich im EBilverfahren von der bisher noch 
gesetzgebenden Militärjunta das schon lange schmorende 
Parteiengesetz verabschiedet wurde. Es soll den Partei- 
en, die die Verfassung und das Gesetz akzeptieren und 
auch sonst bestimmten Kriterien genügen - zum Beispiel 
nicht marxistisch sind -, erlauben, in Zukunft legal zu 
agieren und um Wähler zu werben. Da die Verfassung im 
Kern undemokratisch, ja sogar demokratiefeindlich ist, 
wird mit diesem Gesetz ein Keil zwischen die Parteien 
der Opposition getrieben. Manche Parteien werden sich 
nicht registrieren lassen wollen, obwohl sie es könn- 
ten; anderen, die gern zugelassen werden wollten, wird 
man es verwehren. Der Innenminister Garcia hat schon 
erklärt, daß die Kommunistische Partei und die Soziali- 
stische Partei von Almeyda nicht zugelassen werden 
könnten. 
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Das Ziel ist klar: Pinochet will Anfang April als Prä- 
sident den Segen des Papstes empfangen. Das soll ihm 
dazu dienen, bei den Streitkräften seine Kandidatur für 
die nächste Amtsperiode, die bis 1997 reicht, durchzu- 
setzen. Die Militärjunta wird Ende nächsten Jahres über 
einen einzigen Kandidaten beraten, der sich dann 1989 
einem Plebiszit stellen soll. Nur wenn sich die Junta 
nicht einigen kann oder das Plebiszit verloren wird, 
gibt es offene, freie Präsidentschaftswahlen. Das möge 
Gott verhüten, denkt der Diktator, und wer ist Gott nä- 
her als der Papst? 
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Ein anderer Weg 


INTERVIEW MIT LUIS MAIRA, KOORDINATOR DER 


CHRISTLICHEN LINKEN CHILES (TEIL 1) 


Vorbemerkungen: Ende 1986 ist es in Chile erstmals wie- 
der zu einer gemeinsamen Beratung sämtlicher Parteien 
der Linken gekommen. Daran waren sowohl die Parteien 
beteiligt, die in der Demokratischen Volksbewegung MDP 
mitwirken, als auch die Parteien der Linken, die an 
verschiedenen Bündnissen mit der Christdemokratie be- 
teiligt sind, sodaß sich hier auch alle Fraktionen wie- 
dertrafen, in die die Sozialistische Partei Salvador 
Allendes inzwischen zerfallen ist. Die Radikale Partei, 
die zur Unidad Popular gehörte, heute aber mehr zum po- 
litischen Zentrum neigt, war allerdings nicht dabei. In 
einem "Vorschlag zu einer Vereinbarung der Opposition 
für den demokratischen Kampf" erklären die Parteien der 
Linken, daß die gesamte chilenische Opposition einer- 
seits bereit sein müsse, mit den Streitkräften klare 
Verhandlungen zu führen, und andererseits die legitimen 
Mittel der Massenmobilisierung für die Demokratie ein- 
setzen müsse. 

Als Koordinator der Partei der Christlichen Linken hat 
Luis Maira an der Zusammenkunft der gesamten Linken in- 
tensiv mitgewirkt. Noch bevor die Ergebnisse des Tref- 
fens bekannt waren, hat die großbürgerliche Zeitung EL 
MERCURIO ein Interview mit ihm geführt, das die augen- 
blicklichen Schwierigkeiten der Öpposition in Chile in 
außerordentlich klarer Weise beleuchtet. Die penetran- 
ten Pragen der konservativen Journalistin Raquel Correa 
gestatten es dem Befragten, seine Ansicht völlig unmiß- 
verständlich darzustellen. Im folgenden das Interview 
aus der Ausgabe vom 20. Dezember 1986: 


Was war an der Vertreibung das Schmerzhafteste? 

Man hat mir die Kontinuität als Chilene genommen; eine 
lange Unterbrechung meines Lebens. Den Kontakt mit dem 
Land zu verlieren, mit den eigenen Leuten, mit Freun- 
den, die ich nicht mehr wiedergesehen habe. 
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Und was war, wenn das möglich ist, das Positivste? 
Ich habe gelernt, das Land wie einen Wald zu sehen, 
nicht wie Bäume. Ich habe mehr eine Gesamtsicht bekom- 
men, die ich dank meiner Arbeit (als Spezialist auf dem 
Gebiet der internationalen Beziehungen) beibehalte. 


Hegen Sie Groll wegen dieser Exiljahre? 

Nein, es war eine Etappe der Ausbildung. Man muß das 
Leben nehmen, wie es einen trifft, und von diesem Ge- 
sichtspunkt aus war es ein gutes Leben; ich kann mich 
nicht beschweren. Mein Exil war absolut besser als das 
von Tausenden von Chilenen, 


Ein "goldenes Exil"? 

Nein. Ich glaube nicht, daß es ein goldenes Exil gibt. 
Es ist ein Leid, dessen Vorteile, so groß sie auch 
immer sein mögen, unendlich viel kleiner sind als der 
Schmerz darüber, die eigenen Wurzeln, das Wasser und 
die Luft zu verlieren, 


Welche Bestrafung würden Sie, wenn es von Ihnen 
abhinge, denen zukommen lassen, die Sie exiliert ‘haben? 
Die Tausende von Chilenen zu besuchen, die über die 
Welt verstreut sind und niemals zurückkehren werden. 
Mit den Kindern der Exilierten zu sprechen, die an dem 
keine Schuld tragen, was ihre Eltern getan haben mögen, 
und die sich gezwungen sehen, Kanadier, Schweden oder 


Mozambiquaner zu sein, die Gesellschaften akzeptieren 
mußten, die nicht die 
erleben mußten, 
zu haben. 


eigenen waren, die den Schmerz 
nirgends hinzugehören, keine Identität 


General Pinochet und der Koordi- 
nator der IC, Luis Maira 
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Kann ich Sie als einen intellektuellen Politiker der 
Linken definieren? 
Richtig. 


Der marxistischen Linken? 
Nein. Ich kenne den Marxismus, ich habe ihn studiert, 
und ich bin kein Marxist. 


Antimarxist? 

Nein, überhaupt nicht. Marx und das marxistische Denken 
sind eine der Strömungen der gegenwärtigen Welt, die 
die westliche Zivilisation ausmachen. 


MIT ALMEYDA UND CORVALAN 


Ein Politiker hat gesagt, Sie hätten sich wie in einem 
politischen Nebel befunden - Verfasser und Anhänger des 
Dokuments der "Nationalen übereinkunft", aber ohne dann 
zu unterschreiben -, bis Sie dann plötzlich ein Doku- 
ment zusammen mit Luis Corvalän von der Kommunistischen 
Partei und Clodomiro Almeyda von der Sozialistischen 
Partei herausgebracht haben. Warum sind Sie außerhalb 
der MDP geblieben, wenn Sie ihr so nahe sind? 

Ich bin ihr nicht nahe, und die Option, der MDP beizu- 
treten, hätte ich, wann ich wollte. Unter den Politi- 
kern in Chile gibt es eine Sichtweise, die auf einem 
großen Irrtum beruht: Sie denken, daß man, wenn man mit 
jemandem spricht, die Ideen dessen annimmt, mit dem man 
spricht. 
"Sag mir, mit wem du gehst, und ich sage dir, wer du 
bist..." 

Ich gehe mit allen. Ich spreche mit aller Welt. Der 
Unterschied liegt darin, daß ich niemanden ausschließe. 
Ich spreche mit den Leuten von der "Nationalen überein- 
kunft", und das schließt Leute von der Nationalen Par- 
tei und von der Nationalen Union ein, und ich spreche 
mit der Linken. Ich habe niemals ein Motiv dafür gefun- 
den, jemanden vom Gespräch auszuschließen. 


Mit aller Welt Gespräche zu führen erscheint sogar als 
soziales Verhalten. Ich spreche aber von Politik... 

Ich auch. Ich spreche mit allen politisch mit dem Ziel, 
übereinkommen zu erreichen. Mit Sektoren der Rechten 
habe ich nicht nur gesprochen, sondern auch Dokumente 
ausgearbeitet, und wir haben gemeinsame Kampagnen ge- 
habt. Dasselbe mit Leuten der Linken. Denn das Haupt- 
problem besteht darin, zu wissen, wie sich ein System 
des Zusammenlebens wiederherstellen läßt. Das zukünf- 
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tige Zusammenleben im Land, die Lebensfähigkeit der 
chilenischen Gesellschaft setzen die Existenz eines 
Konsenses voraus, der keinen repräsentativen Sektor 
ausschließen kann. Denn die .Gesellschaften, in denen 
einige dieser repräsentativen Sektoren sich dem gesell- 
schaftlichen Konsens entziehen, sind Gesellschaften, 
die schweren Spannungen oder dem Bürgerkrieg unterwor- 
fen werden. Seit Beginn der Politischen Wissenschaft 
ist das untersucht worden. Der Staat ist ein Konsens 
aller wesentlichen Komponenten einer Gesellschaft. 


Wonach haben Sie heute das größte politische Verlangen? 
Nach der Wiedererrichtung eines stabilen politischen 
Systems, das sich auf die Achtuny der Menschenrechte 
gründet, das den politischen Pluralismus anerkennt und 
das auf der Souveränität des Volkes, das heißt auf der 
freien und informierten Entscheidung aller Chilenen, 
beruht. Dafür arbeiten wir. Innerhalb dieses Systems 
würde ich außerdem danach streben, daß diese Gesell- 
schaft soziale Umgestaltungen durch£führte, die mehr Ge- 
rechtigkeit und mehr Beteiligung schaffen würden. 


DIE KOMMUNISTISCHE PARTEI 


Auf welchem Weg, glauben Sie, kann Chile dieses Ziel 
erreichen? Ich frage Sie das in der Erwägung, daß Sie 
sich ja als Gegner des Weges einer Verhandlung mit dem 
Regime zeigen... 

Wir wollen die Demokratie erreichen, indem wir die Exi- 
stenz der Diktatur überwinden. Vielfältige Erfahrungen 
in Lateinamerika - wo man mitten unter Diktaturen ge- 
lebt hat - zeigen, daß diese Diktaturen enden, wenn die 
zivile Gesellschaft der Sektoren, die nicht die Macht 
haben, sich organisiert und zu grundlegenden überein- 
künften kommt. Dann beginnt der Übergang vom Autorita- 
rismus zur Demokratie. Und diese Übergänge sind um so 
wirkungsvoller, je breiter das Spektrum der sozialen 
und politischen Kräfte ist, die an der Suche nach einer 
Lösung teilnehmen. Unter den vielen Diktaturen, die La- 
teinamerika gehabt hat, gibt es keine, die nicht ver- 
sucht hätte, bestimmte Sektoren auszuschließen und von 
den demokratischen Sektoren - als Preis für die Öffnung 
- den Ausschluß dieser oder jener im allgemeinen marxi- 
stischen Gruppen zu verlangen. Das hat die brasiliani- 
sche Regierung gemacht, die argentinische, die urugua- 
yische. Das haben alle Diktaturen gewollt, die in den 
letzten fünfzehn Jahren in Lateinamerika existiert ha- 
ben, und die praktische Erfahrung lehrt, daß schließ- 
lich immer alle Sektoren wieder integriert werden und 
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daß niemals der Traum der Diktatoren erreicht wird, ih- 
re schärfsten Widersacher aus der Geschichte zu elimi- 
nieren. In Brasilien, in Argentinien, in Spanien, in 
Portugal, in Uruguay, und wir könnten die Liste noch 
verlängern, existieren und funktionieren heute die Kom- 
munistische Partei und die anderen Parteien der Linken 


legal. 
Leute könnten sagen: "Ach, gäbe es doch in Chile keine 
Kommunisten!" Und sie haben alles Recht der Welt, so zu 


denken. Aber es gibt sie. Historisch stellten sie zwi- 
schen zehn und fünfzehn Prozent der Bevölkerung dar. 
Und wenn eine Partei mehr als zehn Prozent repräsen- 
tiert, ist sie nicht eliminierbar... In einem bestimm- 
ten Moment stand Adol£fo Suärez in Spanien vor dem dra- 
matischen Dilemma, was er mit den Kommunisten machen 
sollte: Er konnte sie entweder töten oder integrieren. 
Das ist das moralische und politische Dilemma, vor das 
ich jeden Politiker der demokratischen Opposition stel- 
le: Da sind sie nun einmal, entweder wir töten sie, 
oder wir integrieren sie. 


Es gibt eine Möglichkeit dazwischen; Verbieten. 

Niemand akzeptiert es, ein Paria zu sein. Wenn sie aus- 
geschlossen, außerhalb des Systems sind, wird das Zu- 
sammenleben unmöglich. Wenn die Demokratie sie zu ihren 
Feinden macht, werden sie wie Feinde der Demokratie re- 
agieren. 


26 


Es gibt Leute, die denken, daß sie sowieso Feinde der 
Demokratie sind. 

Sie haben jedes Recht, so zu denken. Aber in der Praxis 
haben die Kommunisten in Chile eine konkrete Geschich- 
te. Und zwischen 1932 und 1973, als es in Chile ein de- 
mokratisches politisches System gab, haben die Kommuni- 
sten Abgeordnete gewählt, Senatoren gewählt, Staatsmi- 
nister gehabt, an zahlreichen Regierungen teilgenommen, 
und sie waren im Endeffekt eine Kraft, die zur demo- 
kratischen Entwicklung Chiles beigetragen hat. Die Par- 
tei achtete und befolgte die Regeln des Systems, dessen 
Teil sie war. > 


Und als sie an die Macht kam,... 

Wenn Sie die Geschichte der Jahre 1970 bis 1973 noch 
einmal verfolgen, dann werden Sie sehen, daß die Kommu- 
nistische Partei eine Partei war, die mehr auf die Kon- 
solidierung der Regierung von Allende zielte. Die So- 
zialistische Partei war diejenige, die die Elemente der 
Unordnung und der radikalen Forderungen hervorbrachte; 
die Kommunistische Partei bewahrte eine grundlegende 
Achtung vor der Legalität und der Verfassung. Das Ge- 
genteil zu behaupten bedeutet, eins der am gröbsten 
gefälschten Kapitel der Geschichte zu akzeptieren. 


Und die "Gesetzeslücken", die Besetzungen...? 

Sie waren ein diskutierbarer Teil des Prozesses. Aber 
über die Unidad Popular Zu sprechen, würde sehr lange 
dauern; wir fangen besser jetzt nicht damit an. Inner- 
halb der Unidad Popular versuchte die KP, die Konf£ron- 
tation zu vermeiden. "Vermeiden wir den Bürgerkrieg!", 
das war ihr Slogan, während einige Sozialisten, die 
jetzt sehr pragmatische Positionen vertreten und sogar 
mit dem politischen Zentrum verbündet sind, damals 
"unnachgiebig voranschreiten" wollten. 


HISTORISCHES OPFER 


Sprechen wir von heute. Die Kommunistische Partei ist 
für die "scharfe Gewalt", für die militärische Konfron- 
tation mit dem Regime. 

Nach dem Putsch von 1973 schlug die Kommunistische 
Partei der Christdemokratischen Partei die Schaffung 
einer "Antifaschistischen Front", den Abschluß eines 
Bündnisses vor. Die Sozialisten sagten Nein dazu; man 
könnte die Geschichte dieser Jahre nicht so einfach 
wegwischen. 1978 bot die Kommunistische Partei durch 
ihren Generalsekretär der christdemokratischen Führung 
in einem Dokument, das unter dem Namen "Das Historische 
Opfer" bekannt ist, an, das größere Recht einer Partei 
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außerhalb der Linken - offensichtlich der Christdemo- 
kratischen Partei - zur Leitung eines Prozesses des 
Übergangs anzuerkennen. 


Und...? 

Sieben Jahre lang hat die Christdemokratie, die heute - 
mit allem Recht - von der Kommunistischen Partei Zeug- 
nisse der Mäßigung und die Aufgabe der Gewalt fordert, 
nicht eine einzige positive Antwort gegeben. 


Dann ist es also Schuld der Christdemokratie, daß die 
KP zur Gewalt gegriffen hat? 

Ich betreibe nicht die Verteidigung der Kommunisten. 
Ich bin auch nicht ihr Sprecher, aber ich behaupte, daß 
die Geschichte komplizierter ist, als man sie heute se- 
hen will. Die Kommunistische Partei ist eine Kraft, die 
existiert und die wegen ihrer Größe, ihrer Organisation 
und der Gesellschaftssektoren, die sie vertritt, von 
keiner politischen Lösung ausgeschlossen werden kann. 
Und wenn man die Kommunisten ausschließt, haben sie die 
Kapazität, jede Lösung zugrundezurichten. 


Bedauerlicherweise sahen wir uns nicht in der Lage, dieses sehr 

lange und ausführliche Interview in der vorliegenden Ausgabe in 

Gänze abzudrucken, Die Fortsetzung werden wir im kommenden Monat 
in LATEINAMERIKA NACHRICHTEN Nr. 157 veröffentlichen 
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ARGENTINIEN 


Amnestie für die Mörder 


Genau am Weihnachtstag vergangenen Jahres trat in Argentinien das 
sogenannte "Schlußpunkt-Gesetz" in Kraft. Es sieht vor, daß keine 


Person - kein verantwortlicher General, kein Folterer und kein 
Mörder - mehr wegen Menschenrechtsverletzungen unter der Diktatur 
(1976 - 1983) belangt werden kann, gegen den nicht bis zum 28. 


Februar 1987 ein gerichtliches Verfahren eingeleitet worden ist. 


1983 war Raül Alfonsin mit der Parole in den ersten Wahlkampf 
nach Beendigung der Diktatur gezogen, die Menschenrechtsverlet- 
zungen müßten "bis zur letzten Konsequenz"aufgeklärt werden,"tref- 
fe es wen auch immer”, Aber schon während des Prozesses gegen die 
neun Kommandanten der Militärjuntas verstärkten sich Gerüchte, 
die Regierung bereite ein Amnestiegesetz vor, das zwar nicht ge- 
rade den Kommandanten, wohl aber einem großen Teil der Militärs 
Straffreiheit zusichern solle. Immer wieder dementierte die Re- 
gierung, betonte aber ständig die Notwendigkeit einer "nationalen 
Versöhnung". 


Die Menschenrechtsorganisationen und Vertreter fast aller Partei- 
en machten gegen das Gesetz mobil, Als der Regierungsentwurf dann 
bekannt wurde, gingen am 19. Dezember in Buenos Aires und mehre- 
ren Provinzstädten Zehntausende auf die Straße, um gegen die Am- 
nestie, den sogenannten "Schlußpunkt" (punto final) zu demon- 
strieren. Neben den Menschenrechtsorganisationen waren Vertreter 
der Oppositionsparteien und selbst einige Abgeordnete der regie- 
renden radikalen Partei sowie deren Jugendorganisation vertreten. 
Auch der Generalsekretär des Gewerkschaftsverbandes CGT, Saül 
Ubaldini, schloß sich der Demonstration an. 


Trotz dieser Proteste und trotz des Widerstands in den eigenen 
Reihen peitschte die Regierung das Gesetz durch. Anders kann man 
es nicht nennen, daß der Gesetzesvorschlag am 22,12. im Senat ab- 
gestimmt wurde und bereits tags darauf im Abgeordnetenhaus (bei 
den Gesetzen über ein Scheidungsrecht, das in Argentinien bisher 
nicht existiert, oder über eine rechtliche Grundlage für die 
Freilassung der noch im Gefängnis sitzenden 12 Gefangenen der 
Diktatur lagen Wochen zwischen beiden Abstimmungen). Präsident 
Alfonsin persönlich vergatterte die Senatoren und Abgeordneten 
seiner Partei zu einem positiven Votum, um das Gesetz noch vor 
den sommerlichen Parlamentsferien durchzubringen. Nur einige we- 
nige Abgeordnete und Senatoren der Radikalen stimmten letztlich 
gegen das Gesetz. Um eine Mehrheit zu sichern, paktierte Alfonsin 
ausgerechnet mit den von ihm vielgeschmähten orthodoxen Peroni- 
sten, den Rechtsaußen um Senator L. Saadi, die für das Gesetz 
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stimmten. Die peronistischen "renovadores" (Erneuerer) um Cafiero 
sorgten auf ihre Weise dafür, daß das Gesetz nicht auf allzu hef- 
tige Gegenrede im Kongreß stieß, obwohl sie Tage zuvor an der 
Protestdemonstration teilgenommen hatten: sie blieben der Debatte 
fern, stimmten überhaupt nicht ab, 


Die Tageszeitung El Clarin spekulierte, daß dieses Abstimmungsver- 
halten etwas mit der nicht ganz weißen Weste der Peronisten bezüg- 
lich der Menschenrechtsverletzungen zu tun habe: Cafiero hatte 
als Minister 1975 das Dekret unterzeichnet, das dem Militär die 

Anweisung gab, die "Subversion" zu bekämpfen, (Die Militärs be- 

nutzten es später als Rechtfertigung, doch ist der damaligen pe- 

ronistischen Reierung nicht zu unterstellen, daß sie mit diesem 

Dekret die dann folgende blutige Repression in diesem Ausmaß aus- 

lösen wollten.) Und der Abgeordnete der peronistischen Rechten, 

Lorenzo Miguel, war als Gewerkschaftsboß bekanntlich einer der 

Initiatoren der Todesschwadrone. 


Das so verabschiedete Gesetz sieht im einzelnen Folgendes vor: 
Keine Person, die während der Militärdiktatur an Menschenrechts- 
verletzungen beteiligt war, kann noch gerichtlich belangt werden, 
wenn nicht bis zum 24. Februar (60 Tage nach Inkrafttreten des 
Gesetzes) ein Verfahren aufgenommen werden ist. Davon ausgenommen 
sind lediglich solche Personen, die verdächtigt werden, an Kin- 
desentführungen beteiligt gewesen zu sein. Bereits laufende Ver- 
fahren werden jedoch durchgeführt werden. 


Unter diese Amnestie sollen auch diejenigen fallen, die an Wider- 
standsaktionen gegen die Militärdiktatur beteiligt waren, also 
auch beispielsweise ehemalige Mitglieder der Montoneros und des 
ERP. Bisher gilt nämlich der Grundsatz, daß derartige Aktionen 
strafbar seien: Gegen frühere führende Montoneros wie Eduardo 
Firmenich und Obregön Cano sowie den ehemaligen Vorsitzenden der 
Ligas Agrarias wurden Gerichtsverfahren eingeleitet. Sie fallen 
damit - ebensowenig wie die Militärs, gegen die Verfahren laufen 
- nicht unter die Amnestie. 

Hier schlägt wieder einmal die regierungsamtliche Ideologie der 
"zwei Dämonen" durch, wonach die argentinische Demokratie vom 
rechten und linken Terrorismus gemeinsam zerstört worden sei. An- 
gesichts des Staatsterrors mit 30 000 Verschwundenen und Tausen- 
den von Ermordeten wirkt die Amnestie von Diktatoren und denen, 
die Widerstand leisteten in einem Atemzug wie purer Hohn. 


Ein Ende der politischen und moralischen Auseinandersetzung mit 
dieser blutigen Vergangenheit läßt sich aber durch ein "Schluß- 
punkt-Gesetz' nicht verordnen. Die 'Mütter der Plaza de Mayo! und 
die anderen Menschenrechtsorganisationen werden ihre Arbeit nicht 
einstellen. Die Madres haben eine internationale Unterschriften- 
kampagne gestartet: Für die Forderung "Gefängnis für die Völker- 
mörder"' werden Unterschriften auf weißen Kopftüchern gesammelt, 
dem Symbol der Madres. Diese Kopftücher sollen am 30. April, dem 
Jahrestag der Gründung dieser Organisation, über die Plaza de Ma- 
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yo gespannt werden. Wer den Kadres seine Solidarität nit einen 
unterschriebenen Kopftuch beweisen röchte, kann an folmende 
Adresse schreiben: Madres de la Plaza de Mayo, H. Yripoyen 1442, 
1089 Buenos Aires, Capital Federal, Argentinien, (Wenn es portomäs- 
sig irpendwie machbar ist, sollte man das als Brief schicken, da 
Päckchen unter einem ziemlichen bürokratischen Aufwand aus dem 
Zoll geholt werden müssen.) 


Der nächste Skandal bezüglich Amnestie zeichnet sich bereits ab: 
Hartnäckig verstärken sich Gerüchte, der Papst werde, wenn er im 
kommenden April über Argentinien hereinbricht, zu einer "Frie- 
dens, Versöhnungs- und Verzeihungsgeste" (Handelsblatt, 5.1.87) 
anregen, die dann in der Freilassung der bereits verurteilten Mi- 
litärs hestehen «würde. Die ehemaligen Juntamitglieder, die 1985 
zu Gefängnis verurteilt worden waren, aber Berufung eingelegt 
hatten, sind vor kurzem im zweiter Instanz erneut verurteilt wor- 
den. In cinigen Fällen gab es perinpe Verkürzungen der Gefänpnis- 
strafen wegen "Verfahrensfehlern". Sie würden unter eine Amnestie 
fallen, ebenso wie der kürzlich verurteilte General Camps, früher 
berüchtigter Polizeichef von Buenos Aires, der nach Ablösung der 
‘ilitärdiktatur seine Verbrechen nicht nur rechtfertigte, Sondern 
sich ihrer sogar rühnmte. 


Als Feigenblatt könnte dies auch die Freilassung der 12 politi- 
scben Gefangenen der Diktatur bedeuten, Die aber ziehen es nach 
eigenen Angaben vor, wciterhin im Gefängnis zu bleiben, um nicht 
als Alibi für eine Freilassung der Mörder zu dienen. 


Gerade jetzt ist die Arheit der MÜTTER DER PLAZA DE MAYO be=- 
sonders wichtig. Sie brauchen auch weiterhin unsere finan- 
zielle Unterstützung, Spenden können 'auf folgendes Konto 
überwiesen “erden: Gerhard Schmidt-Burda - Sonderkonto, Post- 
giroamt Berlin-West, Kto.Nr. 286 09 - 107, 


Wir bitten unsere Leser, den folgenden Frotestbrief zu unter- 
schreiben und weitere Unterschriften zu sammeln. Der Brief ist an 
Präsident Alfonstn gerichtet, eine Kopie geht an die "Mütter der 
Plaza de Mayo”. Damit der Brief rechtzeitig zum Ende der politi- 
sehen Sommerferien in Argentinien ist, bitten wir, ihn bis späte- 
stens Mitte Februar ans FOCL fCneisenaustr, 2, 1000 Berlin 82) 
znrückauschicken. 


An den 
Präsidenten der Republik Argentinien 
Herrn Dr. Rabl Alfonsın 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


kit Besturzung haben die Unterzeichner dieses Rriefes die Legali- 
sierung der schweren Menschenrechtsverletzungen zur Kenntnis ge- 
nommen, die während der Zeit der Militärdiktatur ab 1976 von ar- 
gentinischen Offizieren und Soldaten im Auftrag der jeweils re- 
gierenden Fililärjunten begannen worden waren, 


Wir haben das mutipe Eintreten der "Mütter der Plaza de Mayo" und 
anderer Menschenrechtsorganisationen für die Aufklärung dieser 
Verbrechen und für eine gerechteBestrafung der Täter mit besonde- 
rer Bewunderung und Solidarität begleitct. 


Aus unserer eigenen Vergangenheit der nationalsozialistischen 
Diktatur Wissen wir, wie wichtig die politische, juristische und 
moralische Aufarbeitung dieser Zeit für unser Land, unser Volk 
und für die Menschen ist: für die Opfer und für die Täter, für 
die Mitläufer und für die, die Verbrechen nicht zur Kenntnis neh- 
men wollen — vor allem aher für die Nachgeborenen. 


Wir sagen daher: Wer verharmlosen, verdrängen und vergessen ma- 
chen “ill, ist verantwortlich für die Folgen. 


Wer Wenschenrechtsverletzungen durch Anmnestic legalisiert, muß 
wissen, daß er damit zu neuen Menschenrechtsverletzungen ermun- 
tert, Die vielen gescheiterten Demokratieversuche Argentiniens 
bieten dafürgenügend Beispiele. 


Daher ist das sogenannte "Schlußpunkt-Gesetz" für die noch junge 
Demokratie Ihres Landes eine schwere Hypothck. 


Auf zahlreichen Zuropareisen haben die "Mütter der Plaza de Mayo" 
vor dieser Entwicklung pewarnt.Immer wieder haben sie beschworen: 
Versöhnung geschleht nicht durch Vergessen und Verdrängen, son- 
dern durch Gerechtigkeit für die Opfer. 

Versöhnung und Verzeihung können von oben nicht angeordnet wer- 
den, schon gar nicht aus taktisch-politischen Kalkül heraus, Ver- 
zeihen können nur die Öpfer. 


Sie als Präsident aber sollten Gerechtigkeit fördern, damit Ver- 
zeihung gedeihen kann. 


wir können Ihre Unterschrift unter das "Amnestie-Gesetz" nicht 
rückgängig twmachen, aber wir wollen Ihnen unseren Protest dagegen 
mitteilen, 

Sie sollen wissen: Wir werden weiterhin solidarisch die Menschen- 
rechtsarbeit der "Mütter der Plaza de Mayo! unterstützen, 


tochachtungsvoll 


Pfarrer Peter Kranz, Elisabeth Kranz, Superintendent Pfarrer 
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Friedrich Wirnsberger, Jutta Borner {Forschungs- und Dokumenta- 
tionszentrum Chile - Lateinamerika), Christian Klemke (Lateiname- 


rika Nachrichten) 


WOHNORT BERUF/FUNKTION | UNTERSCHRIFT 
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URUGUAY 
Straffreiheit für Mörder 


Mit dem "Gesetz über die Hinfälligkeit der Strafabsicht 
des Staates" hat das uruguayische Parlament kurz vor 
Weihnachten die Militärs, die sich in der Zeit der Dik- 
tatur 1973 bis 1984 schwerer Menschenrechtsverletzungen 
wie Entführung, Folter und Mord schuldig gemacht hat- 
ten, vor jeder Bestrafung geschützt. Eine Volksabstim- 
mung gegen dieses Gesetz wird von den Parteien der Lin- 
ken vorbereitet. 


Der Öberstleutnant a.D. Jose Nino Gavazzo war für den 
22. Dezember 1986 vor ein Zivilgericht in Montevideo 
geladen worden, um über seine Verbrechen und die seiner 
Kameraden während der Zeit der Diktatur auszusagen. Es 
war bekannt, daß er sich weigern, gar nicht hingehen, 
das Gericht mißachten wollte. Und es war bekannt, daß 
die kommandierenden aktiven Generäle diese Haltung un- 
terstützten. 


Das hieß für die Regierung, daß Eile geboten war. Aber 
nicht in dem Sinne, daß man der Zivilgerlchtsbarkeit 
und der Verfassung auch bei den Militärs zum nötigen 
Respekt verhelfen müßte, sondern in dem Sinne, daß man 
den Zusammenstoß zwischen Zwei Institutionen des Staa- 
tes vermeiden müsse. Die Militärs bekamen ihren Willen: 
Am selben 22. Dezember wurde mit den Stimmen der regle- 
renden Colorado-Partei {mit der Ausnahme eines einzigen 
Abgeordneten) und mit der Mehrheit der Senatoren und 
Abgeorüneten der Nationalen Partei gegen die Breite 
Front ( das Bündnis der Linken } und die Minderheit der 
Nationalen Partei ein Gesetz durchgebracht, das bald 
Lex Gavazzo genannt wurde und das in der Praxis die 
völlige Straffreiheit Eür die Menschenrechtsverletzun- 
gen während der Militärdiktatur vorsieht. 


Das Gesetz könnte auch Lex Ferreira heifen. Denn vor 
den Wahlen vom November 1994 hatten zwar alle uruguayi- 
schen Parteien feierlich geschworen, daß sie niemals 
zulassen würden, daß die Verbrechen ungesühnt blieben 
und die Mörder und Folterer amnestlert würden, aber 
keiner hatte sich dabei so hervorgetan wie Wilson Fer- 
reira Aldunate, der sich sehr links gebärende Führer 
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der Natlonalen Partei. Er hatte - im Gegensatz selbst 
zur Breiten Front der Linken - jede Abmachung mit den 
Militärs über den DemokratisierungsprozeN abgelehnt, 
mußte nach seiner Rückkehr aus dem Exil selbst einige 
Monate in der Haft der Militärs zubringen und wurde zur 
Kandidatur für die Präsidentschaft nicht zugelassen. 
Jetzt aber gehört er zu denen, die um angeblicher Ver- 
nunft und einer höchst £fragwurdigen "Versöhnung" willen 
für das Gesetz gestimmt haben. 


Der Wille der Parlamentsmehrheit zur Einschüchterung 
der Öpposition ging so weit, daß gleich noch beschlos- 
sen wurde, dem linken Senator German Araujo von der 
Breiten Front wegen angeblicher Mißachtung des Kongres- 
ses das Mandat abzuerkennen, das ihm das Volk in freier 
Wahl gegeben hatte. Die Empörung in der Bevölkerung war 
so groß, daß es wor dem Parlamentsgebäude, äber auch 
vor den Wohnhäusern bekannter Folterer zu heftigen De- 
monstratiöoönen kam. 


Das einzige Mittel, das nach der Verfassung jetzt 
bleibt, um die Achtung der Verfassung durchzusetzen, 
ist die Einleitung eines Verfahrens, das schließlich 
eine Volksbe£fragung möglich machen würde. Alle Parteien 
der Linken, die Gewerkschaften und vor allem die rhema- 
ligen Ver£folgten und die Angehörigen der Verschwundenen 
sind dabei, die entsprechenden Schritte vorzubereiten. 


35 


»El Desacato« oder der ungehörige Ungehorsam 
VON MARIO BENEDETTI 


Am 21, Dezember 1986, einen Tag vor der Verabschiedung 
des Amnestiegesetzes durch den Kongreß in Montevideo 
erschien in der spanischen Zeitung EL PAIS der folgende 
Artikel des urugquayischen Schriftstellers Mario Bene- 
detti. "El desacato" bedeutet soviel wie Mißachtung. 
Gemeint ist die Unehrerbietigkeit der Militärs gegen- 


über der zivilen Gerichtsbarkeit der Demokratie. Der 
Ausdruck erhält aber langsam - ähnlich wie die "desapa- 
recidos" - eine auch in andere Sprachen übertragbare 


Eiyenwertigkeit, bedarf als Symbol der faktisch 
ungebrochenen Macht der Militärs schon fast nicht mehr 
der Öübersetzung. Nun der Text von Benedetti: 


Nach dem in letzter Zeit von den Vereinigten Staaten 
verabreichten Spezialkurs in Heuchelei für Fortge- 
schrittepne ( von Hasen£us bis Irangate ) ist es mäg- 
lich, daß sich die abhängigen Länder von gewissen An- 
fängerskrupeln befreit fühlen. In Argentinien zum Bei- 
spiel, wo man dabei war, den Verantwortlichen Eür das 
Verschwindenlassen, Foltern und Morden in unzähligen 
Fallen annähernd gerechte Strafen zu verpassen, wurde 
plötzlich die Ausübung der Gerechtigkeit gebremst und 
der Leutnant Zur See Alfredo Astiz, der so etwas wie 
ein Symbol der "Zeit in der Hölle" darstellt, zur Un- 
zeit freigesprochen. Um den Hohn noch zu Steigern, ging 
dieser Freispruch nur um wenige Stunden der Rede vor- 
aus, in der Präsident Alfonsin für den schon angekün- 


digten Schlußpunkt eintrat. 


In Uruguay gab es kein Nürnberg, nicht einmal in Anfüh- 
rungszeichen. Als die Amnestie £ur politische Gefangene 
angenommen wurde, hielt man im Gesetzestext ausdrück- 
lich fest, daß das Konzept der Amnestie nicht Militärs 
und Polizisten einschloß, die bei der Behandlung von 
politischen Gefangenen Menschenrechtsverletzungen be- 
gangen hatten. Es ist zu bedenken, daß, wenn die urugu- 
ayischen Streitkräfte auch während der Diktatur zu kei- 
ner der traditionellen Parteien eine besondere Nähe ge- 
zeigt haben, das Heer doch in der Zeit davor stets mas- 
siv mit den Colorados ging. Heute, 1986, konnte der Co- 
lorado-Präsident Sanguinetti diese knifflige Gelegen- 
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heit, £ür seine Partei eine So entscheidende Unterstüt- 
zung zurückzuerobern, nicht ungenutzt verstreichen 1las- 
sen. So wurde also das Amnestiegesetz ( dieses Mal für 
die Militärs ) von der Regierungspartei ersonnen und 
von der Exekutivgewalt der parlamentarischen Diskussion 
zugeführt. Trotz des offenkundigen Drucks von seiten 
der Regierung wurde die ersehnte Verabschiedung nicht 
erreicht, aber der Präsident verschaffte sich mit die- 
sem Projekt in jedem Fall einen Pluspunkt bei den 
schweigsamen Streitkräften. 


Das Problem besteht darin, daß die Militärs nicht immer 
empfänglich für die zivilen Schmeicheleien sind, und 
vor der Möglichkeit, daß die zivile Justiz einige ihrer 
Angehörigen vorladen könnte, ließen sie ganz insgeheim 
und ganz öffentlich wissen, daß sie auf die Ladung hin 
nicht erscheinen würden. 


Demonstration der Mütter der Verschwundenen in Montevideo 
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DIE HEUCHELEI ZAHLT SICH NICHT AUS 


Das Dilemma ist wahrhaft teuflisch: Wie ließe sich der 
Respekt, den die allerhöchste Regierung der zivilen Ge- 
richtsbarkeit schuldet, mit einer eventuellen Gehor- 
samsverweigerung der Militärs vereinbaren? Wie das Ho- 
roskop der Mißachtung der Verfassung mit der bestimmen- 
den Würde des Präsidenten versöhnen? Wie das durchsich- 
tige Bild der jüngst erworbenen Demokratie mit der 
Straffreiheit der Folterer zur Harmonie bringen? 


Wie immer kommt die Lektion aus dem Norden. Wahr- 
scheinlich ist die Demokratie ( mit allen ihren Schwie- 
rigkeiten, Schwächen und Abarten |) das System, das der 
menschlichen Natur am meisten angemessen ist; aber es 
eignet sich unglücklicherweise auch dafür, daß die, die 
zur Macht aufgestiegen sind, die Heuchelei kultivieren 
und die ihnen so ergiebige Dividenden einträgt, als ob 
es sich um Kulturen von Tulpen oder Marihuana handelte. 


Präsident Reagan hat zum Beispiel laut gegen die Iraner 
gewettert, die er der Verbreitung und Unterstützung 
eines großen Teils des Terrorismus in der Welt an- 
klagt.Plötzlich verblüfft er die öffentliche Meinung in 
Nordamerika damit, daß er diesen selben verhaßten Ira- 
nern Waffen verkauft und einen saftigen Teil der Ge- 
winne über Israel, Schweizer Banken und andere, nicht 
weniger ehrenhafte Händler und Vermittler für die Con- 
tras abzweigt. Derselbe Präsident hatte mit Nachdruck 
geleugnet, daß die CIA irgendetwas mit den Contras zu 
tun hätte, aber der zur rechten Zeit erscheinende Ha- 
senfus ( zugleich auf den Boden Nicaraguas und in Un- 
gnade gefallen ) schwatzt herum und kompromittiert da- 
bei die CIA, den Vizepräsidenten George Bush und ande- 
re, nicht weniger aristokratische Vermittler und Unter- 
händler. Dieses Mal ist den geplagten Bürgern Nordame- 
rikas nichts anderes übrig geblieben, als mit all ihrem 
Seelenschmerz den einsamen Cowboy vom Sockel zu holen, 
und in den Umfragen haben sie es gewagt, den Gedanken 
zu fassen, daß er lügt. Vielleicht erinnern sich die 
älteren Leser einer alten Serie von nordamerikanischen 
Filmen, die wir Heranwachsenden damals in den Vorstel- 
lungen am Sonntagvormittag sahen. Ihr Titel hieß: Das 
Verbrechen zahlt sich nicht aus. Die Heuchelei auch 
nicht. 


Das ist sehr wohl eine gültige Lehre für Demokratien im 
übergang oder im Wandel oder im Schwanken oder in der 
Betrübnis. Die Heuchelei zahlt sich nicht aus. Wenn 
sich die uruguayischen Militärs vornehmen, auf die Miß- 
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achtung zu verfallen, warum ihnen dann noch das Bett so 
zubereiten, daß sie nicht der Sünde anheimfallen, oder 
besser noch, daß sie nicht einmal das schmerzhafte Be- 
dür£fnis und/oder die Verlockung haben, der Sünde zu 
verfallen? Die Mißachtung bedeutet mindestens, daß ein 
hoher politischer Preis gezahlt werden muß, und es gibt 
nicht den . geringsten Zweifel darüber, daß das urugu- 
ayische Volk den Präsidenten, wenn er dieser techni- 
schen Gehorsamsverweigerung die Stirn bieten würde, 
massenhaft unterstützte. 


In diesen Tagen so ungewisser Legalität wagte eine 
Zeitschrift der Linken folgenden Vorschlag: "Es gibt 
tausend friedliche Formen des Widerstands gegen die 
Mißachtung { durch die Militärs )... Der Präsident 
übernimmt die Pührung einer Demonstration des ganzen 
Volkes zum Haus der Mißachtung." Angesichts dieses un- 
gewohnten Vorschlags fragte die Zeitung der Regierung - 
ihr Direktor ist der Vizepräsident der Republik - den 
verwegenen Journalisten, "ob er nicht glaube, daß der 
Präsident irgendeine wichtigere Sache zu tun hätte, als 
herumzulaufen und Demonstrationen anzuführen". Es ist 
klar, daß das keine Aufgabe ist, die täglich geübt wer- 
den muß, aber in Ausnahmefällen - und dieser wäre wahr- 
lich einer - waren sich die politischen Führer immer 
der Tatsache bewußt, daß es sich dabei um ein ebenso 
wirksames wie legitimes Mittel handelt. In den kon- 


fliktreichen Jahren des Vietnamkrieges führte der 
schwedische Premierminister 0Olof Palme eine Protestde- 
monstration des Volkes zur nordamerikanischen Bot - 


schaft in Stockholm; in Spanien führten nach dem ge- 
scheiterten Putsch vom 23. Februar’ 1981 alle führenden 
Politiker ({( von Regierung und Opposition }) eine großar- 
tige Demonstration durch die Straßen von Madrid an. Es 
ist auch möglich, daß die Regierungszeitung sich nicht 
so sehr an der entfernten Möglichkeit stört, daß der 
Präsident eine Demonstration anführt; eher stört sie 
sich an den Demonstrationen selbst. 


DIE AUGEN UND DIE BINDE 


Ein Element, das im allgemeinen nicht in den Polemiken 
erscheint, die anläßlich der bevorstehenden überein- 
kunft - über die Garantie für die Militärs, daß sie we- 
gen ihrer Menschenrechtsverletzungen nicht vor Gericht 
kommen werden - ausgelöst wurden, ist die Tatsache, daß 
das uruguayische Volk inbrünstig an seine Justiz glaubt 
{ nicht an die unwiderrufliche und unerbittliche Ju- 
stiz, die ihm die Diktatur zwölf Jahre lang aufzwang, 
sondern an die Justiz, die zur Demokratie wesentlich 
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dazugehört ); es glaubt so sehr daran, und dieser Glau- 
be ist so gereift, daß kein einziger Akt persönlicher 
Rache begangen worden ist. 


Präsident Sanquinetti hat wiederholt erklärt, daß das 
Verlangen nach Gerechtigkeit für die, die während des 


"Prozesses" ( der Diktatur nämlich }) die Menschenrechte 
verletzt haben, bedeutet, sich nicht von der Vergangen- 
heit zu lösen, "die Augen im Nacken zu haben", Alles zu 


tun jedoch, damit die Schuldigen nicht verurteilt wer- 
den, bedeutet etwas, was ziemlich viel schwerer wiegt: 
Das ist, wie wenn man sich eine Binde über die wirkli- 
chen Augen legt - nicht über die metaphorischen "Augen 
im Nacken", sondern über die sehr realen Augen, die ge- 
wöhnlich unter buschigen Brauen liegen -, eine Binde, 
um nicht zu sehen, was uns in der Zukunft erwartet, 


Präsident Sanquinetti. 
"Eine Binde über die Augen gelegt" 
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Es ist keine Neuigkeit, daß die Straffreiheit zur Wie- 
derholung des Delikts anregt. Wer die weiblichen poli- 
tischen Gefangenen und die Verfassung vergewaltigt hat 
und heute als Antwort nur Furcht, Angst und Kleinmut 
vorfindet, kann sich versucht sehen (selbst in dem 
Fall, daß das ursprünglich von ihm nicht so geplant 
war), das Verbrechen zu wiederholen, das Abenteuer er- 
neut zu versuchen. Schon auf grund ihrer Ausbildung 
verachten die Militärs die Schwächlinge; seit sie Ka- 
detten waren, hat man sie gelehrt, ihre Vorgesetzten zu 
achten und ihnen zu gehorchen, Und es gibt keinen gehö- 
rigeren Gehorsam als den ,„ den die Streitkräfte ihrem 
Oberbe£fehlsnaber schulden, und das ist nicht zufällig, 
sondern weil die Verfassung das so anzeigt, der Präsi- 
dent der Republik. Und unter den Verpflichtungen, die 
dieser Amtsträger auf sich nimmt, ist die, darüber zu 
wachen, daß alle Bereiche der Gesellschaft ( die 
Streitkräfte selbstverständlich eingeschlossen } die 
Entscheidungen der rechtsprechenden Gewalt beachten. 


Die politischen Verhandlungen, die gescheiterten Amne- 
stieprojekte fur Militärs und Polizisten, die Gipfel- 
treffen (unter einigen oder unter ällen), die Entwurfe 
für Vereinbarungen, alles nur, um ( durch Zugeständnis- 
se von allem oder £äast allem )}) zu vermeiden, daß die 
Streitkräfte die berüchtigte Milachtung begehen, was 
sind sie letztlich anderes als Zeichen der Schwäche der 
Regierung? Einer Schwäche, die, ob man das will oder 
nicht, die demokratische Stabilität angreift, zu deren 
Grundlagen die Unterordnung der militärischen Macht un- 
ter die zivile Macht eindeutig gehört. 


Die offenkundige Enttäuschung, die die uruguayische Ge- 
sellschaft nach soviel Euphorie heute erlebt, hat 
selbstverständlich tiefe ökonomische Wurzeln, Spiegelt 
aber auch eine alltägliche Feststellung wieder, Es ist 
richtig, daß die Diktatur aufgehört hat; zumindest auf 
den Papieren, in den Gewerkschaften, in den Hörsälen, 
im Zuchthaus; sie übt jedoch nach wie vor einen bedeut- 
samen (und illegalen) Einfluß auf das politische Ge- 
schäft aus. Wenn das nicht so wäre, dann wäre die be- 
rühmte Mißachtung, el _ desacato, ein bloß historischer 
Begriff, ein Wort aus der unheilvollen Veryangenheit 
und nicht, wie es zu sein scheint, eine denkbare Be- 
drohung, ein Wort aus einer Zukunft, die möglich ist. 
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BRASILIEN 


Eine potentielle Atommacht 


Nun ist es offiziell. Brasilien ist nach eigenen Angaben in der 
Lage den nuklearen Brennstoffkreislauf zu schließen und somit im 
Besitz des "“know-how" die Atombombe zu bauen, Der Präsident der 
hationalen Brasilianischen Atcmbehörde (CNEN), Rex Nazareth Alves 
gab zu, daß seit 1979 Teile der Armee, Privatfirmen und Univer- 
sitäten in einem Geheimprogramm an der Entwicklung der Plutonitm- 
produktion gearbeitet haben. Daß Brasilien nun den langersehnten 
" Anschluß an das technolegische Weltniveau " erreicht hat, ver- 
dankt es maßgeblich der BRD. 


DAS ATOMGESCHÄFT ZWISCHEN DER BRD UND BRASILIEN 


An 27. Juni 1975 wurde das "Abkommen zwischen der Föderativen Re- 
publix Brasilien und der BRD auf dem Gebiet der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie" geschlossen. Nachdem das Abkorten vom 
brasilianischen Nationalkongress gebilligt war, trat es am 1B,Now. 
des selben Jahres in Kraft. Brasilien sollten 4 äkYs, sowie die 
Anlagen zur Wiederaufbereitung bestrahnlter Brennelemente und zur 
Anreicherung von Natururan von KMU (100% Siemenstochter) geliefert 
werden, 

Allerdings signalisierte (der Graf) Lambsdorff damals den Brasi- 
lianern, da? sıe nur bei Abnahme von 8 AKlys auch die heißbegehrte 
WAA und Urananreicherungsanlage erhalten würden. Das Geschäft wur- 
de offenbar durch eine Herines-Bürgschaft* abgesichert, wodurch die 
bundesdeutschen Firmen eine brasilianische Pleite nicht zu fürch- 
ten brauchen. 

Bei diesem Projekt ging es un die Übertragung von Technologie und 
Ausrüstungen auf jedem Sektor der Zusamnenarbeit. 

An einem Geschäft wie mit Westirehouse (USA), die ihnen "nur" ein 
"schlüsselfertiges" AXW (Angra i) lieferten, waren die Brasilianer 
nicht mehr interessiert. Sowohl die Urananreicherung, als auch die 
iederaufbereitung der verbrannten Brennelemente wurde in den USA 
abgewickelt. 

Jetzt sollten alle Elerwente, die mensch zur autonomen Betreibung 
cines Leichtwäasserreaktors benötigt, geliefert werden. 

Die Vereinbarurig über den Export des kompleiten Brennstoffkreis- 
laufs wurde besonders von der US-amerikanischen Regierung kriti- 
Siert, die dann unter dem neuen Präsidenten Carter, die beiden 
Vertragsparteien bewegen wollte, das Abkommen in wesentlichen 
Punkten zu modifizieren. Zur Klarstellung ihrer Position In !!in- 
blick auf die friedliche Nutzung der Kernenergie veröffentlichte 
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die brasilianische Regierung im März 1977 ein Kernenergieprogramm, 
in dem es heißt: 


"Um zu garantieren, daß die Zusammenarbeit ihrer ausschließlich 
friedlichen Zielsetzung dient, ist das Abkommen auf folgende Be- 
st.immungen gegründet: 


- Die Vertragsparteien erklären, daß sie sich zum Grundsatz der 
Nichtverbreitung von Kernwaffen bekennen; 

- die Verpflichtung, alle Ausrüstungen, Einrichtungen und Kern- 
materialien sowie die übermittelten technologischen Informa: - 
tionen den Sicherungsmaßnahmen der Internationalen Atomenergie- 
Organisation (IAE0) zu unterwerfen; 

- die Verpflichtung, daß keines dieser Dinge zur Herstellung von 
Kernwaffen oder sonstigen Kernsprengkörpern benutzt wird; .-- 


Unterzeichnung des deutsch-brasilianischen Atomvertrags 


Das Fazit des Kernenergieprogramms ist, daß Brasilien als Land 

mit einer schnell wachsenden Zevölkerung (3 Mio. jährlich) mit 
ständig steigendem Energieverbrauch rechnen muß und diesbezüglich 
nicht von ausländischen Energiequellen abhängig sein will, die zu- 
dem, wie im Fall des Erdöls großen Preissteigerungen unterworfen 
sind. 


u = a en en mn ul ee 


Brasilien verfügt schätzungsweise über Wasserkraftreserven von 
über 213 000 Megawatt. Die installierte Kapazität von 44 000 
Megawatt wird jedoch nicht voll ausgenutzt, so sind zur Zeit 
nur 3 der 18 Turbinen des Wasserkraftwerkes von Itaipü im La- 
Plata-Becken in Betrieb. Außerdem existieren riesige Gasfelder 
(allein in Albacora 100-150 Mrd m?), die nur erschlossen werden 
müssen. Es herrschen optimale Vorausetzungen zur Nutzung von 
Sonnen- und Windenergie (besonders an der Atlantikküste). 

Trotz dieser Reserven rechnen Befürworter des Atomprogramms vor, 
daß bei einer Zunahme des Stromverbrauchs von 7% und der Unter- 
stellung eines 5%-igen Wachstums des Sozialprodukts um das Jahr 
2008 Energieversorgungsprobleme auftauchen werden. 

Dabei wird suggeriert, daß nur die Installation von Akks die zu 
erwartende Misere verhindern könne. (vgl. FAZ 18.8.1986) 

Nach Berechnungen von Gegnern des Atomprogramms, wie dem ehe- 
maligen Nuclebras-Manager Joaquin Francisco de Carvalho,wird 
die Stromnachfrage iedoch keinesfalls so steil ansteigen. 


INTERNATIONALE RAHMENBEDINGUNGEN 


Die Entwicklung bis zum heutigen Stand, vollzog sich neben einem 
internationalen Vertragsnetz von 6 Verträgen, das direkt oder in- 
direkt die Verbreitung von Atomwaffen zu verhindern sucht. Aller- 
dings behandeln nur 2 Verträge die Frage des Besitzes von Atom- 
waffen im eigenen Lande. 

Dies ist einmal der "Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear 
Heapons"” (auch Kernwaffensperrvertrag oder Nichtweiterverbreitungs- 
vertrag genannt) von 1968, der die Kernwaffenstaaten der Vertrags- 
partei (1968: USA, GB, UdSSR) verpflichtet, weder mittelbar noch 
unmittelbar Kernwaffen oder sonstige Kernsprengkörper an Nicht- 
kernwaffenstaaten weiterzugeben. Wegen seines diskriminatorischen 
Charakters weigerte sich Brasilien den Vertrag zu unterzeichnen. 
Auch der Vertrag von Tlatelolco (1969), mit dem Ziel der Schaffung 
eines atomwaffenfreien Lateinamerikas trat in Brasilien nicht in 
Kraft. In diesem Vertrag verpflichten sich die Vertragspartner 
"nukleares Material ausschließlich für friedliche Zwecke zu nutzen" 
und "jede Art der Erprobung, Verwendung, Herstellung, Erzeugung 
oder des Erwerbs" sowie "den Empfang, die Lagerung, den Einbau 

die Herstellung oder irgendeine andere Form des Besitzes irgend- 
welcher Atomwaffen" zu verbieten und zu verhindern. 

Die friedliche Nutzung der Atomenergie wird ausdrücklich begrüßt - 
sie soll zum Nutzen der Entwicklungsländer gefördert werden. 
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß Brasilien es verstanden 
hat, sich im internationalen Vertragssystem jegliche Option zum 
Besitz von Atomwaffen offenzuhalten. 

Verstossen wurde somit "nur" gegen die Vereinbarung mit der BRD 
die transferierte Technologie nicht. zur Verbreitung von Atom- 
waffen zu benutzen. 
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Die bundesrepudlikanische Bedingung einer freiwilligen Unterwer- 
fung unter die Kontrolle der IAEO konnte nur begrenzt durchgeführt 
werden, da die Nationale Atombehörde in dieser Klausel nicht mit 
eingeschlossen war. 


RESULTATE DER ATOMPOLITIK 


Brasilien hat insgesamt 4,5 Mrd. $ in seine atomare Zukunft inves- 
tiert. Allein für die Fertigstellung der beiden Biblis-Reaktoren 
Angra II und III fehlen noch rund 2,4 Mrd. $. Das gesamte Atom- 
programm wird 30 Mrd. DM geschätzt. Chronische Geldschwierigkeiten 
.führten dazu, daß Brasilien bisher über einen, seit 1984 arbeiten- 
den verfügt, obwohl es in 4 Jahren eigentlich 9 sein sollten. 

Nur 2 sollen definitiv noch fertiggestellt werden (bis 1992 bzw. 
1995). 1989 sollübr die weiteren Atommeiler entschieden werden. 
Die Brennelemente-Fabrik, die in Resende gebaut wurde, ist nur ein 
Montagewerk, das auf Zulieferungen aus der BRD und aus Argentinien 
angewiesen ist. Die Wiederaufbereitungsanlage existiert bislang 
nur in Plänen, der Bau wurde wegen der hohen Kosten vorerst ver- 
schoben. Es gibt keinerlei Pläne für die Beseitigung des Atom- 
mülls. 


Der Schmerz über das energiepolitische Fiasko der Atompolitik wird 
vielleicht etwas gelindert durch die Tatsache mit dem Geschäft 

zur potentiellen Atommacht aufgestiegen zu sein; nach Licinio 
Seabra, dem Direktor von Nuclebras, wäre ohne die bundesrepubli- 
kanischen Technologielieferungen die Armee und das CNEN bei der 
Herstellung von angereichertem Uran nur zögernd vorangekommen, 
selbst wenn sie über die Technik verfügten. 


Hermes Kreditversicherungs-AG: Unternehmen für Warenkredit-, 
Investitionsgüterkredit-, Kautions-, Vertrauensschadensversiche- 
rung. Zur Exportförderung gewährt die H.K.-AG im Auftrag der 
Bundesregierung Ausfuhrgarantien und -bürgschaften und deckt da- 
bei unter Selbstbeteiligung des Exporteurs wirtschaftliche und 
politische Risiken. 


Zum Weiterlesen: 


"Das deutsch/brasilianische Bombengeschäft" 
(Sondernummer der LATEINAMERIKA NACHRICHTEN) 
Berlin, 1980 


46 


TRINIDAD & TOBAGO 


Wahlen: The Times, they are a-changing 


Was von manchen befürchtet, von vielen erhofft, von einigen argli- 
stig betrieben, was eigentlich naheliegend und aueh vorhergesagt 
und doch von kaum jemand für möglich gehalten wurde, ist passiert: 
in dem Zweiinselstaat Trinidad & Tobago, im Volksmund T&T genannt, 
erlitt die seit 30 Jahren regierende Parter People!s National Mo- 
vement (PNM) bei den Parlamentswahlen am 15. Dezember eine hausho- 
he Niederlage, Das am britischen Vorbild orientierte Mehrheits- 
wahlrecht brachte der erst vor kurzem aus mehreren kleinen Opposi- 
tionsparteien gegründeten Koalition National Alliance for Receon- 
struetion (NAR) 33 der 36 Parlamentssitze ein. Der strahlende Sie- 
ger auf dem Premierministersessel ist Ray Robinson von der Insel 
Tobago, einer der möglichen Schauplätze von Daniel Dafoes Robinson 
Crusoe, 


Der strahlende Sieger 


Ray Robinson 


DIE ÄRA ERIC WILLIAMS 


Denkt man an Trinidad, denkt man an Karneval und Calypso, 
aber auch an Öl und Dr. Eric Williams. 1956 gewann der 
Oxford-Gelehrte und seine PNM zum ersten Mal die Wahlen. 
Bewundert und verehrt, gegen Ende seines Lebens immer 
umstrittener, führte er das Land 1962 in die Unabhängig- 
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keit von England und in den sagenhaften Olboom und re- 
gierte bis zu seinem Tod im Jahre 1981. Brilliant, arro- 
gant und exzentrisch dominierte Eric Williams die po- 
litische Szene in T&T während seiner 25jährigen Regie- 
rungszeit. Die Opposition war zersplittert, nicht zuletzt 
aufgrund ethnischer Zugehörigkeiten, wodurch sich anders 
als auf anderen ehemals britischen Inseln kein Zweipar- 
teiensystem entwickeln konnte. 


Trinidad ist gekennzeichnet durch eine einzigartige eth- 
nische und kulturelle Vielfalt. Ursprünglich bewohnt von 
dem Indianerstamm der Arawaken, wurde es,von Kolumbus 
entdeckt, zunächst spanische Kolonie. Während jener Zeit 
bot es Zuflucht für Tausende von Royalisten, die während 
der Französischen Revolution aus Frankreichs Kolonien 
Haiti, Guadeloupe und Martinique flohen. Lt. Eric 
Williams war Trinidad "eine spanische Kolonie, in der 
Franzosen das Sagen hatten und afrikanische Sklaven ar- 
beiteten", als es die Engländer 1797 eroberten. Nach der Bäfrei- 
ung der Sklaven im Jahre 1834, als diese sich der 


Plantagenarbeit entzogen und nur noch ihren eigenen klei- 
nen Landwirtschaften widmeten oder in den Städten eine 
Überlebensmöglichkeit fanden, brachten die Engländer Hun- 
dertausende von indischen Kontraktarbeitern für die Plan- 
tagen ins Land, deren Nachkommen bis heute den Großteil 
der Landarbeiter und Bauern stellen. Die 1,2 Millionen 
Trinidaden sind heute zu 40% Schwarze, fast ebensoviele 
Inder und der Rest Europäer, Chinesen, Syrer, Juden, La- 
teinamerikaner. 


1857 wurde im Süden von Trinidad Öl gefunden, und zu Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts kamen die ersten US-Ölgesell- 
schaften ins Land. Bereits 1935 hatte das Öl Zucker und 
Kakao als Hauptexportprodukt überrundet. Anders als auf 
anderen englischen Inseln entstand durch die wachsende 
Ölindustrie eine neue Arbeiterschicht. Dadurch kam es 
in Trinidad zu einer Spaltung in Industriearbeiter und 
Landarbeiter. Diese Trennung korrespondierte weitgehend 
mit einer Trennung nach Rassenzugehörigkeit: Bis heute 
arbeiten die Schwarzen meist in der Ölindustrie und im 
städtischen Bereich, die Inder in den Zuckeranbaugebieten, 
In Tobago, dessen Hauptanbauprodukte Kakao, Kokosnüsse 
und Tabak sind, ist die Bevölkerung zu 90% schwarz. 


Als Eric Williams 1956 an die Macht kam, verfolgte er 

den von seinem Vorgänger eingeschlagenen Weg des "Puerto- 
ricanischen Modells”, indem er ausländische Firmen zur 
Errichtung von Zweigbetrieben ermutigte, in denen Konsum- 
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güter wie Autos, Kühlschränke, Fernseher etc. für den 
lokalen und regionalen Markt zusammengebaut wurden. Auch 
die Hauptsäulen der Wirtschaft von Trinidad, die: Öl- und 
Zuckerindustrie befanden sich in ausländischen Händen. 
British Petroleum, Shell, Texaco, Amoco und Grace be- 
trieben die Ölraffinerien; die zum britischen Zuckerkon- 
zern Tate & Lyle gehörige Gesellschaft Caroni Ltd. be- 
herrschte die Zuckerproduktion. "Industrialization by 
Invitation" nannten Kritiker diese Strategie, weil sie 
ausländische Unternehmen einlud, sich der niedrigen Löhne 
und der Steuverfreiheit zu bedienen. Zunehmende Proteste 
und: Streiks gegen die multinationalen Konzerne in den 
60er Jahren bewirkten bei Williams ein Umschwenken von 
seiner ehemals arbeiterfreundlichen Haltung zu einem re- 
pressiven Vorgehen gegen Arbeiterproteste. Als sich 1965 
während eines großen Streiks in der Zuckerindustrie die 
afrikanischen und indischen Arbeiter in einer gemein- 
samen Gewerkschaft zu vereinigen "drohten”, rief Williams 
den Ausnahmezustand aus und erließ eiligst ein Industrie- 
stabilisierungsgesetz, das Streiks in einigen Industrien 


Zuckerfabrik in Trinidad 


verbot und ein von der Regierung kontrolliertes Industrie- 
gericht einsetzte, das gewisse "Gewerkschaftsfunktionen" 


übernehmen sollte. 


Eine weitere Bedrohung für Williams Macht waren die 1970 
einsetzenden Black-Power-Unruhen und die diese unterstüt- 
zende Meuterei in der Armee, Zwar wurde den Unruhen da- 
mals mit repressiven Mitteln begegnet, aber gleichzeitig 
änderte Williams unter deren Druck seine Strategie. In 
seinen "Perspektiven für eine neue Gesellschaft" gestand 
Williams unausgesprochen ein, daß seine bisherige Politik 
falsch war, und er verpflichtete sich darin auf eine neue 
Wirtschaftspolitik, die er den "Dritten Weg" nannte und 
die weder dem kubanischen Sozialismus, noch dem puertori- 
kanischen Modell gleichen sollte. Die neue Wirtschafts- 
politik sah eine weitgehende Verstaatlichung bzw. Natio- 
nalisierung ausländischer Unternehmen vor und die Föär- 
derung eines neuen mittelständischen Unternehmertuns. 

Ab 1972 sollten in den Schlüsselindustrien keine neuen 
Unternehmen in alleinigen 'ausländischen Nänden mehr zügs- 
lassen werden. Die existierenden ausländischen Firmen 
sollten nach und nach nationalisiert werden. 


CAPITALISM GONE MAD 


Bie einschneidendsten Veränderungen erlebte T&T jedoch 
durch den Ölboom. Die 1973 von der OPEC dürchgesetzten 
Ölpreissteigerungen ließen Trinidads Öleinnahmen über 
Nacht um das siebenfache ansteigen. Williams schuf mit 
diesem Geldsegen einen riesigen staatlichen Sektor. Er 
kaufte die britische Sshell-Gesellschaft, - .die ihrerseits 
mit den neu entdeckten Nordseeölquellen zu tun hatte - 
und machte sie zur Trinidad and Tobago Oil Company. 
British Petroleum ging ebenfalls zu 50,1% an den trini- 
dadischen Staat. Williams kaufte Zuckerfabriken von Tate 
und Lyle, die British West Indian Airways und die Tele- 
fon- und Fernsehgesellschaften. Er gründete eine staat- 
liche Stahl-, Erdgas- und Zementproduktion sowie eine 
Vielzahl von kleineren staatlichen Unternehmen. Es gab 
in Trinidad einen Bauboom sondergleichen, Handel und 
Grundstücksspekulationen blühten. Die Petrodollars be- 
scherten den oberen Schichten ein Leben in Luxus. Pro- 
jekte wie das noble Riverside Plaza und die US $ 100 millio- 
nen teure Caroni Pferderennbahn mit 700 klimatisierten 
Pferdeboxen entstanden. Arbeitskräfte waren gesucht, 

die Realeinkommen stiegen, die Arbeitslosigkeit fiel von 
17% auf 11%, wobei gleichzeitig Arbeiter von allen umlie- 
genden Inseln ins Land strömten. 


 — ey 


Der große Arbeitskräftebedarf und die Vergabe von. Jebs.nach 
politischen Kriterien führte zu einem Verfall der Arbeits- 
moral und zu Korruption. Das Ölgeld hat das Gesicht von 
Trinidad verändert. Die Straßen von Port of Spain waren 
plötzlich gesäumt von Warenhäusern randvoll mit im- 
portierten Sachen und Kentucky-Fried-Chicken- und McDo- 
nald’s-Läden und verstopft von den neuesten Autotypen. 
Leicht zu bekommende Kredite verhalfen auch manchen Ar- 
beitern zu Auto, Farbfernseher, Klimaanlage und Video- 
recorder. Auch die Bauern, die Produzenten von Nahrungs- 
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mitteln für den einheimischen Bedarf, verließen ihre Fel- 
der auf der Jagd nach dem Petrodollar. Noch vor 20 Jah- 
ren hat Trinidad Nahrungsmittel exportiert. Heute pro- 
duziert es nur noch ein Viertel seines Eigenbedarfs. 
Selbst Bananen und Zitrusfrüchte werden importiert. Die 
jährliche Importrechnung für Nahrungsmittel betrug da- 
mals T&T$ 900 Millionen. Der Boom war in erster Linie 
ein Importboon. 


Die Trinidader konsumierten hemmungslos während des Öl- 
booms, der im Volksmund auch "die F&äte" genannt wurde. 
Aber nicht alle konnten daran teilnehmen, denn der Reich- 
tum war ungleich verteilt. 10% der Haushalte verbrauch- 
ten ein Drittel des Reichtums, während die unteren 40% 
mit einem Zehntel auskommen mußten. Während die einen 
feierten, wußten die anderen nicht, wie sie bei den 
hochschnellenden Preisen überleben sollten. Während sich 
die einen in ihren neuen Villen einrichteten, schliefen 
die anderen auf der Straße in Pappkartons. Land, Bau- 
material, Mieten und Lebensmittel wurden für immer mehr 
Menschen immer unerschwinglicher. 


"Capitalism gone mad", sang 1983 Mighty Sparrow, der be- 
rühmteste Calypso-Sänger der Karibik. "It's outrageous 
and insane, those crazy prices in Port of Spain”, unver- 
schämt und irrsinnig, sind diese Wahnsinnspreise in Port 
of Spain. "It's sad, and getting so bad, Oh Lord, capi- 
talism gone mad", es ist traurig und es wird immer 
schlimmer, guter Gott, der Kapitalismus ist Üüberge- 
schnappt. 


Jedoch trotz Boom und Reichtum wurde versäumt, die Infra- 
struktur auszubauen. Die Folge sind verstopfte Straßen, 
nicht funktionierende Telefone, Wasserrationierungen, 
ständige Stromausfälle. fas Öffentliche Verkehrsnetz ist 
ein schlechter Witz. 


DIE FETE IST ZU ENDE 


"The fete is over”, verkündete George Chambers, der 1981 
nach dem Tod von Eric Williams zum Premierminister er- 
nannt und 1982 wieder in dieses Amt gewählt worden war. 
"Das Land muß wieder arbeiten gehen", fuhr Chambers fort, 
denn der Ölboom, der 1978 seinen Höhepunkt erreicht 
hatte, war 1983 endgültig vorbei. Mit den sinkenden Öl- 
preisen hörten die US-Ölmultis - Texaco, Amoco und 

Tesoro - auf, nach neuem Öl zu bohren. Ihre Raffinerien 
in Trinidad wurden zugunsten neuer Raffinerien im Nahen 
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Osten und in den Vereinigten Staaten gedrosselt. Texaco 
verkaufte 1985 seine große aber heruntergewirtschaftete 
Raffinerie in Pointe 4 Pitre an den trinidadischen Staat, 


Der Lebensstandard sinkt immer rapider, die Devisenre- 
serven sind in zwei Jahren um die Hälfte geschrumpft. Im 
selben Zeitraum rutschte die Zahlungsbilanz von einem 
Überschuß auf ein Defizit von mehr als T8T$ 2 Milliarden. 
Firmen machen reihen»seise Pleite, Tausende von Arbeits- 
plätzen gingen schon verlaren, die Löhne sinken, die Er- 
rungenschaften der Gewerkschaften werden rückgängig ge- 
macht, Die Steuern wurden erhöht, viele Subventionen ge- 
strichen, so daß die Preise für Nahrungsmittel, 8renn- 
stoffe, Transport und andere öffentliche Dienstleistungen 
steigen. Die Hauptleidtragenden sind die unteren Schich- 
ten, aber auch die kleinen Geschäftsleute und andere An- 
gehörige der Mittelschicht. . 


TIME FOR A CHANGE 


Die haushohe Wahlnıeoerıiage ısu also nicht zuletzt die 
Quittung für den wirtschaftlichen Niedergang. Zwar kann 
sie nichts für den Ölpreisverfall, aber daß sie die ül- 
milliarden nicht für eine Diversifizıerung der Wirtschaft 
und Infrastruktureinrichtungen benutzt, sondern für Im- 
porte verpulvert oder in unrentable Projekte und In- 
dustrien gesteckt hat, nimmt man ihr übel. Dabei weiß 
doch jedes Schulkind, daß die Ölreserven nur noch 30 
Jahre halten. 


Angesichts dessen war die Wahlrede von George Chambers 
wenig überzeugend, in der er seine Partei als die einzig 
erfahrene und kompetente Regierungspartei pries. Zwer 
erlebte das Land während der Regierungszeit der PNM re- 
lative Stabilität und Kontinuität, und es stimmt währ- 
scheinlich , daß T8T, wie Chambers betonte, das dritt- 
kreditwürdigste Land in den Amerikas nach Kanada und den 
USA ist und zudem das einzige karibische Land, das nicht 


an die Tür des Internationalen Währungsfonds geklopft hat. 


Aber jetzt, wo die Fäte vorbei ist, hat die PNM keine 
überzeugenden Vorschläge, wie sie das Land aus der Krise 
herausbringen will. Die offizielle Versicherung, def die 
Ölpreise bald wieder steigen würden und dann wieder 
alles qut würde, hat die Wähler offenbar nicht befrie- 


digt. 


Da nutzte auch wenig, daß die PNM im Vergleich zu an- 
deren karibischen Regierungen sich eine relatıve po- 
litische lInabhängigkeit bewahrt hatte, und das obwohl 
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a mm 
die USA bei weitem Trinidads wichtigster Handelspartner 
sind und es nirgends in der Karibik so viele US-Investi- 
tionen gibt. 


Als 1983, nach dem Putsch in Grenada, die Staatschefs 
der anglophonen karibischen Regierungen über Maßnahmen 
gegen die ultralinke Putschregierung berieten, war es 
vor allem George Chambers, der sich entschieden gegen 
eine militärische Intervention aussprach. Von der US- 
Invasion in Grenada wurde er deshalb dann gar nicht 
erst unterrichtet. Seit jener Zeit galt Chambers als 
Dissident innerhalb der Gemeinschaft der vorwiegend kon- 
servativen karibischer Regierungschefs, ein Image, das 
ihm bei den Wahlen sicherlich nicht viele Wählerstimmen 
gebracht hat. 


"Der Hauptgrund für die Wahlschlappe der PNM war einfach 
der lange aufgestaute Wunsch nach Veränderung, der die 
erste ernstzunehmende Alternative ergriff", erklärte 

sehr karibisch ein karibischer Kommentator nach der Wahl, 
"Time for a change", sagten die Leute überall, wo von 

der Wahl die Aede war. 


während die PNM flügellahm, selbstgefällig und wenig 
engagiert wirkte, die Diskrepanz zwischen ihrer Rhetorik 
und der Realität ignorierend, präsentierte sich die NAR 
als junge Partei, die einen neuen Anfang machen wollte. 
Ihre Wahlkampagne war ein moralischer Kreuzzug gegen 
elle existierenden Übel, vor allem gegen die Geldver- 
schleuderung, Mißwirtschaft und Korrumpiertheit der PNM. 


Ray Robinson, der neue Premierminister, ein ä0jähriger 
Rechtsanwalt und wie Williams Dxford-Absolvent, ist je- 
doch kein politischer Anfänger. Er war Gründungsmitglied 
der PNM und Finanz- und Außenminister unter Eric 
Williams ‚bis er sich mit diesem wegen. der Black-Power- 
Unruhen überwarf und sein Amt niederlegte und aus der 
Partei austrat. 


"Es ist schwer, die von Ray Robinson angeführte Koali- 
tion einzuordnen", meinte ein BBC-Reporter und ver- 
glich sie mit den Demokraten in den USA. Auf jeden Fall 
sei sie aber mehr in der Mitte anzusiedeln, als die ge- 
schlagene Partei, die als sozialdemokratisch gilt, 


Der 29 Punkte umfassende "unmittelbare Aktionsplan" der 

NAR umfaßt ein Integritätsgesetz gagen Korruption, Maß- 

nahmen gegen Drogenmißbrauch, die ‚Öffnung des Parlaments 
und einen freieren Informationsfluß, Modernisierung der 

öffentlichen Einrichtungen, Dezentralisierung der Re- 
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gierungsgewalt, Amnestie für illegale Einwänderer aus 
der anglophonen Karibik, die Entwicklung Tobagos, Auf- 
wertung der Rolle der Frau, Steuererleichterungen für 
die unteren Einkommensschichten, Duldung der illegalen 
"squatter"-Siedlungen. Ihr Kirtschaftsplan zielt auf die 
Herstellung einer breiteren ökonomischen Basis und 

neuer Arbeitsplätze vor allem im Baugewerbe, in der Land- 
wirtschaft und in neuen Agro- und Fertigungsindustien 
sowie im Tourismus. In der unrentablen Schwerindustrie 
sollen die Staatsbeteiligungen abgebaut werden. Ferner 
ist ein neues Steuersystem und dıe Einführung eıner Ar- 
beitslosenversicherung vorgesehen, 


Außenpolitisch bekennt sich die NÄAR zur Blockfreiheit, 
legt aber auf jeden Fall größeren Nachdruck auf die Zu- 
sammenarbeit mit anderen karibischen Staaten als die 
bisherige Regierung. Die NAR unterstützt den Plan, die 
Karibik zur Friedenszone zu machen, tritt für eine 

neue Internationale Wirtschaftsordung und für die Um- 
schuldung der Dritte-Welt-Schulden ein, und natürlich 
ist sie gegen das Apartheidregime in Südafrika. 


Wie die neue Regierung ihr Verhältnis zu den USA ge- 
stalten will, ist noch unklar. Einerseits soll sich 
Robinson für eine Annäherung ausgesprochen haben, ande- 
rerseits dürfte dies nach "Irangate" und dem Prestige- 
verlust der Reagan-Regierung nicht gerade opportun sein. 
Jedenfalls gibt es in der NAR nationalistische Töne, und 
es bleibt zu hoffen, daß sie sich den neuen Tendenzen 

in der Karibik anschließt. Denn, in dem Maße wie Ronald 
Reagans Glanz verblaßt,kännte sich in der Karibik nach 
der Unterwürfigkeit im Gefolge der Invasion in Grenada 
ein neues Selbstbewußtsein und ein karibischer Nationalis- 
mus entwickeln. Den Anfang machten die neuen Regierungen 
in St, Vincent, Barbados und möglicherweise auch bald in 
Jamaika. 


Quellen: Caribbean Contact 
BBC London 
Catherine A. Sunshine: The Caribbean - 
Survival, Struggle and Sovereignty, 
Washington 1985. \ 
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SOLIDARITÄT 
»Waffen für EI Salvador?« 


Vor nunmehr sechs Jahren begann die berliner "tageszei- 
tung (taz) mit einer Spendenkampagne unter dem Motto 
"Waffen für El Salvador". Zumindest finanziell war sie 
von Erfolg gekrönt, über 4 Mio, DM sind bislang auf dem 
Konto eingegangen, Politisch hingegen war die Aktion 
von Anfang an auch in der taz-Redaktion selbst unstrit- 
ten. 


Nun wurde die Debatte in der taz mit einer Diskussions- 
seite (taz vom 5.1.1987) neuerlich eröffnet, 

Dabei plädiert der langjährige Lateinamerika-Redakteur 
der ee Klaus Dieter Tangermann flir eine 
Fortsetzung der Sammlung. Im folgenden seine zentralen 
Argumente: 


- Die Fortführung des Waffenkontos schließt die Inter- 
stützung der zivilen Opposition (z.B. des Gewerk- 

schaftszusammenschlusses UNTS) nicht aus. Diese stellt 
die Alternative auch gar nicht: "... die Gewerkschaften 
(anerkennen) ihre neuen Bewegungsmöglichkeiten als Er- 
gebnis der Guerillaaktivitäten ..., die sie nicht aufs 
Spiel sotzen möchten." Dice Opposition sieht in der ein- 
seitigen Beendigung des Krieges durch die FMLN keine Lö- 
sung, daher fordern die Gewerkschaften dle Durchführung 
eines ernsthaften Dialoges Hegierung-Guerilla. "Der be- 
waffnete Widerstand in El Salvador ist durch die Entste- 
hung einer zivilen Opposition nicht Überflüssig, sondern 
ergänzt worden. ... die Macht kommt in El Salvador immer 
noch aus den Gewehrläufen, und zwar auf‘ beiden Seiten," 


- Für die Linke in der BRD war die Kampagne sin Erfolg, 
da sie die Politik der CDU/CSU, Duarte als angeblich 
demokratischen Mittler zwischen zwei Extremen aufzubauen 
"auf die in der BRD wirksamste Weise unterminierte". Da- 
rüberhinaus traf sie auch "die Hohlheit sozialdemokra- 
tischer Regierungspolitik, diplomatisch die FDR/FMLN zu 

unterstützen, materiell sich ander äußerst bedeckt zu 
halten." 


Max Thomas Mehr (taz-Innenpolitik) lehnt die Kampagne 
"daffen für El Salvador" dakegen ab. "Denn sie diente 


damals (1980; die Red.) und sie dient heute ... im We- 
sentlichen der Mythenpflege." Nämlich des Mythos der 
Linken in der BRD "Befreiung geht nur bewaffnet". 


Dabei wird an einer Waffensammlung für eine Guerilla 
festgehalten, " die vor fast vier Jahren - und das wohl 
nicht zum ersten Mal - politische Konflikte innerhalb 
ihrer Führung mit der Pistole ausgetragen hat " (gemeint 
ist der Mord an Melida Anaya Montes - "Ana Maria" - der 
Vizechefin der FPL durch Mitglieder der eigenen Organi- 
sation 1983 , vgl, LN 114, 115). 


",,. ich höre, daß inzwischen die Gusrilla selbst davon 
ausgeht, daß keine der Seiten einen militärischen Sieg 
erringen kann und sie deshalb für eine politische Lösung 
ist. Trotzdem soll diese Waffensammlung weitergehen? Er- 
liegen wir damit nicht einem Mythos ’Waffen’, der mehr 
mit den omnipotenten und exportierten Träumen einer Lin- 
ken hier zu tun hat, als mit den konkreten Verhältnissen 
in vielen lateinamerikanischen Ländern?” 


Argentinien und Brasilien werden als Beispiele angeführt, 
wo eine Demokratisierung "nicht eine bewaffnete Befrei- 
ungsbewegung, sondern eine demokratische Massenbewegung 
bewirkte." "... aber der demokratische Prozeß ist ’un- 
erotisch’, von ihm geht nicht diese erotische Faszina- 
tion der Waffen aus. (...) In El Salvador geht es um 
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einen historischen Kompromiß und eine damit einhergehende 
Entmilitarisierung der Auseinandersetzungen." 


HAT DIE FMLN NOCH EINE EXISTENZBERECHTIGUNG 


Auch in der Redaktion der LN hat eine Diskussion über 
gie Waffensammlung und die Solidarität mit der FMLN im 
allgemeinen gegeben. Dabei gingen die Meinungen ausein- 
ander. Im folgenden nun einige persönliche Bemerkungen 
dazu: 


Zuersteinmal, ich bin für die Weiterführung des Waffen- 
kontos unter Beibehaltung des Mottos. Warum? 


1. Die Waffenkampagne hat niemals eine Ausschließlichkeit 
für sich beansprucht. Es gab und gibt immer auch Samm- 
lungen und Unterstützungsaufrufe für andere Zwecke (Men- 
schenrechtsarbeit, Gewerkschaften etc.). Das Motto "Waf- 
fen für El Salvador" hat meines Erachtens die unbedingt 
notwendige Klarheit. Niemand wird sich darüber empören, 
wenn Geld, das auf dieses Konto eingezahlt wird, von der 
PMLN/FDR nicht für "Knarren" sondern für anderes (soziale 
Projekte, Medikamente usw.) ausgegeben wird. Lautete das 
Motto jedoch anders und würde dann doch für Waffenkäu- 
fe benutzt, wäre dies mit Recht ein Anlaß für Ärger bei 
den Spendern. i 


Wer aus welchen Gründen auch immer nicht für Waffen spen- 
den will, kann, dies ja auch lassen. Es geht nur darum, 

ob die Waffenkampagne überhaupt noch einen Platz in der 
bundesrepublikanischen Linken hat oder nicht, 


2. Die zentrale Frage, die mir hinter der ganzen Dis- 

kussion zu stehen scheint, ist, ob man die Guerilla 
überhaupt noch unterstützen soll. Spricht man ihr die 
Bxistenzberechtigung nicht gänzlich ab, muß auch ihre 
Bewaffnung und damit auch die Sammlung dafür zumindest 
toleriert werden. Eine Guerilla ohne Waffen kann es 
nicht geben. 


3. Damit rückt die konkrete Situation in El Salvador in 

den Mittelpunkt der Debatte, Also: Ist eine politi- 
sche Lösung überhaupt möglich? Kann ein ausschließlich 
friedlicher Widerstand etwas erreichen und kann er allein 
überhaupt Überleben? Ist für die Kämpfer der FMLN ein 
einseitiges Niederlegen der Waffen und die Eingliede- 
rung in das "bürgerliche Leben" (wie es Duarte fordert) 
möglich oder käme dies einem glatten Selbstmord und einer 
quasi bedingungslosen Kapitulation gleich? 


Mir scheint eine politische Verhandlungslösung nur vor 
dem Hintergrund der militärischen Stärke der Guerilla 
möglich. Alle bisherigen Gesprächsangebote der FMLN/ 
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FDR hat Duarte entweder rundweg abgelehnt oder sabo- 
tiert. Eigene Dialoginitiativen erfolgten rein taktisch 
( So erklärte sich Duarte im März 1986 zu Gesprächen 
mit der Guerilla bereit, wenn gleichzeitig Daniel Orte- 
ga mit der Contra in Dialog trete. Rein zufällig wurde 
zu dieser Zeit im US-Kongreß über die Contra-Hilfe de- 
battiert.). 


Daß in El Salvador in den letzten zwei Jahren wieder 
eine zivile Opposition entstehen konnte, ist u.a. auf 
die militärische Stärke der FMLN zurückzuführen. Aber 
rein militärisch ist der Konflikt nicht lösbar (jeden- 
falls nicht in einer Richtung, die für die Bevölkerungs- 
mehrheit positiv wäre). Dies scheint der FMLN mittler- 
weile klar geworden zu sein. 


Eine Beendigung der bewaffneten Auseinandersetzungen 
hängt jedoch nicht vom guten Willen der Beteiligten ab. 
Es geht eben nicht darum, ob die Guerilla auf der einen, 
die Regierung,. das Militär und.die Oligarchie auf der 
anderen Seite "einsehen", daß Krieg schrecklich und un- 
vernünftig ist. Denn den Hintergrund des Konfliktes bil- 
den soziale Gegensätze, Ausbeutung und Repression. Es 
geht um eine Umverteilung des gesellschaftlichen Reich- 
tums, um eine wirkliche Agrarreform etc. (So banal diese 
Feststellung auch klingen mag, scheint man diese Tat- 
sachen nur allzuoft zu vergessen.) Wer glaubt, daß die 
Cligarchie freiwillig verzichten wird? Sie wird es nur 
gezwungenermaßen tun, 


Eine Verhandlungslösung muß also zumindest die Minimal- 
bedingungen für eine nicht-militärische Austragung der 
Interessengegensätze herstellen, d.h. zuersteinmal die 
physische Integrität der bewaffneten und zivilen Oppo- 
sition garantieren ( was, wie das Beispiel Kolumbien 
zeigt,nicht gerade einfach ist). 


4. Die Diskussion über die politische Situation in El 

Salvador und über die Mythenbildung und Gewaltver- 
herrlichung in den Köpfen linker Revolutionsromantiker 
in der BRD ist ersteinmal getrennt voneinander zu füh- 
ren. Ob jemand hier eine Kalaschnikov "geil" findet oder 
nicht,tangiert die Menschen in El Salvador höchstens 
peripher. 


Die Tatsache, daß man die FMLN auch weiterhin für not- 

‘ wendig hält, bedeutet jedoch nicht, die konjunkturellen 
Probleme und strukturellen "Pferdefüße",die der bewaff- 

nete Kampf im allgemeinen und die FMLN im besonderen be- 
inhalten, zu übersehen oder zu vertuschen. 


Ich plädiere nur dafür, die. Diskussion weniger im Be- 
reich abstrakter, allgemeiner Überzeugungen und Vor- 


stellungen zu führen, sondern mehr die konkreten Bedin- 
gungen der Konflikte zu untersuchen und die Entschei- 
dung,über eine Unterstützung oder nicht vom Ergebnis 
dieser Analyse abhängig zu machen. 


Basisdemokratische Organisationsformen sind gut und 
schön, aber eine Guerilla bedeutet immer hierarchische 
Strukturen, die Gefahr ideolozischer Engstirnigkeit etc., 
ein Bürgerkrieg hat immer auch eine "Verrohung" der Men- 
schen zur Folge, die Schwelle der Gewaltanwendung sinkt. 
Aber ob bewaffneter Kampf in einer bestimmten histo- 
rischen Situation gerechtfertigt oder notwendig ist, 

kann nur im Einzelfall nach einer Untersuchung der kon- 
kreten Bedingungen entschieden werden. 


SET 
or & 


»Waffen für EI Salvador?!« 


"Waffen für El Salvador" ... wir erinnern uns, daß im November 
1980 im überfüllten Audi-Max der Technischen Universität Berlin 
ein Konto mit dieser Bezeichnung ausgerufen wurde, auf das inzwi- 
schen mehr als vier Millionen DM eingegangen sind. Nach langem 
zähen Ringen war dieses Konto von einer knappen Mehrheit bei der 
"Tageszeitung" als eigenes Projekt gebilligt worden. Damals glaub- 
ten wir an einen raschen Sieg der salvadorianischen Guerilla und 
besaßen sehr viel Überzeugungskraft, auch in Kreisen, welche 
eher friedlich und gewaltfrei dachten. Wenigstens teilweise hatte 
man dort begriffen, daß sich die Bauern in El Salvador wohl kaum 
mit Worten und passivem Widerstand gegen die Soldaten und be- 
waffneten Mörderbanden wehren konnten, die das Land durchzogen 
und Tausende von ihnen massakrierten. 


Heute wissen wir, daß dieser Krieg mit Waffen kaum mehr zu gewin- 
nen ist, daß das auch die FMLN so einschätzt und sich um Verhand- 
lungen bemüht, die die Regierung auf die Dauer nicht verweigern 
könne, weil auch sie nicht in der Lage sei zu siegen. Die Möglich- 
keiten einzuschätzen, was in Wirklichkeit in El Salvador geschieht 
sind geschwunden, denn die Guerilla müht sich kaum, uns ein diffe- 
renziertes Bild der Lage zu vermitteln, sondern speist uns mit 
statements ab, die sich widersprechen und sehr allgemein gehalten 
sind. Wir hören, daß es momentan hauptsächlich die Gewerkschaften 
und die Basisgemeinden sind, die Neues in die Wege leiten, und 
wir wissen wenig über ihr Verhältnis zur FMLN. 


rw SE FERIEN 


m en m en 


In dieser Situation der lückenhaften Information - nicht nur 
in unserer Zeitung offenbar, sondern z.B. auch in der TAZ - fällt 
der TAZ nichts besseres ein, als den alten Schlachtruf wieder an- 
zustimmen und Klaus-Dieter Tangermann und Max Mehr(die schon da- 
mals erbittert für bzw. gegen eine Geldsammlung für Waffen eintra- 
ten), steigen wie gehabt in die Arena (TAZ vom 05.01.87). Tine 
Flut von Leser/innenbriefen folgt und die Frage für und wider 
den Befreiungskampf wird reduziert auf das Pro und Contra eines 
Kontos, auf das schon lange kaum mehr jemand etwas einbezahlt, 
und dessen Existenz sehr bald zu einem Feigenblatt verkam, auf 
das sich diejenigen beriefen, die zeigen wollten, daß sie kämpfe- 
risch und radikal gesonnen waren. 


Natürlich sagen die Befürworter zu Recht, daß es nichts nütze, 

die Waffen abzugeben und Herr Mehr, der sich auf pseudodemokrati- 

sche Illusionen gemäß dem Beispiel Brasiliens und Argentiniens ver- 
läßt, gar nichts begriffen habe, An diesem Punkt werden die Über- 

legungen jedoch abgebrochen und die Leser und Leserinnen gehen 

mit K.D. Tangermann darin einig, das in der letzten Zeit in der 

TAZ schamvoll verschwiegene Konto müsse wieder in den Vordergrund 

treten und wie einst der Motor unserer Unterstützung der Befrei- 

ungsorganisationen werden, 


Ihren eigenen Berichten zufolge haben diese Organisationen in 
den letzten Jahren große Mengen von Waffen selbst erbeutet und 
was sie nun dringend benötigen, sind Kleider, Schuhe, Nahrungsmit- 
tel und Medikamente, Auch diejenigen, die die Situation kennen, 
sind der Meinung, es sei dennoch besser, "Waffen für" als "Schuhe 
für" zu sagen, denn das klinge sehr viel revolutionärer und die 
Guerilleros kauften mit dem gespendeten Geld sowieso das, was sie 
brauchten. Damit wird der Ruf nach Waffen zum Fetisch und niemand 
stellt die Frage nach ihrer Priorität und nach der Notwendigkeit 
anderer Dinge. Zäh wird am Slogan festgehalten, wie wir es von 
anderen Beispielen her kennen: 'no pasarän', 'venceremos', "der 
Kampf geht weiter’ etc. etc. 


Wer da zögert, aus voller Kehle mitzuschreien, hat in der Solida- 
ritätsbewegung keinen Platz, gilt als kleinbürgerlich und skep- 
tisch und muß hören, er/sie stehe in Wirklichkeit im anderen 
Lager. 


Was tun? Wir Zweifler haben nicht einmal eine klare Perspektive 
und können nicht wie Max T. Mehr darauf verweisen, es gehe auch 
ohne Waffen, da wir wissen, daß die Gewerkschaft und die revolu- 
tionäre Armee zwei unterschiedliche Instrumente im Kampf um die 
Befreiung sind. Wir wissen nicht, was für die FMLN im Moment 
von Nöten ist, sind jedoch der Meinung, daß wir dies nicht da- 
durch kompensieren können, daß wir, als sei inzwischen nichts 
passiert, wieder nach dem Waffenkonto rufen. 


62 


Aus diesen Gründen weigern wir uns, schamvoll zu schweigen und 
denjenigen, die nach Waffen schreien, nur deshalb nachzulaufen, 
weil sie uns mit der altbekannten Erpressung "entweder-oder" wie- 
der einmal arg erschrecken. Mensch kann sehr wohl auch halb und 
zu drei Vierteln solidarisch sein und es ist furchtbar dumm zu 
meinen, es gäbe da nur alles oder nichts. Diese Geisteshaltung 
prägt die Sektierer und war jenen immer fremd, die uns viel mehr 
gefallen, wie z.B. Hannah Arendt und George Orwell, um nur zwei 
zu nennen, denn es gab und gibt noch viele mehr. 
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Solidarität mit Nicaragua 


Im folgenden geben wir einen Leserbrief deutscher Internatio- 
nalisten in Nicaragua wieder, der uns Ende letzten Jahres 
erreichte, Wir empfehlen, sich den im Leserbrief angegriffenen 
Artikel in LN 152 nochmal durchzulesen. Dann wird ein Kom- 
mentar dazu überflüssig und wir können stattdessen die Briefe 
unseres Freundes von der Kaffee-Brigade in La Pintada ab- 
drucken. 


Managua, den 9. Dezember 1986 


Betr.: Nicaragua-Artikel in Eurer Oktober-Nummer 


‚Liebe Freunde, 


In der Oktober-Nummer Eurer Zeitschrift erschien unter dem Titel 
"Bericht vom Sommer '86" ein Nicaragua-Artikel, zu dessen Diskus- 
sion wir, eine Gruppe von langfristig im Land arbeitenden Deut- 
schen, erst jetzt kommen. Fazit: Hätte der Artikel im "Spiegel" 
gestanden, dann hätten wir uns nicht besonders gewundert, obwohl 
auch der "Spiegel" in der Regel höhere, wenn vielleicht auch an- 
dere Qualitätsansprüche stellt. Da es jedoch Ihr seid, eine Zeit- 
schrift, die wir für einen wichtigen Bestandteil der Öffentlich- 
keitsarbeit der Solidaritätsbewegung halten, die diesen mißlunge- 
nen journalistischen Versuch abgedruckt habt, wollen wir, wenn 
auch spät, noch dazu Stellung nehmen, wobei wir Euch gleichzeitig 
bitten, diese Stellungnahme auch abzudrucken, 


Zunächst einmal eine allgemeine Qualifizierung, die wir dann im 
Folgenden belegen wollen: Der Artikel strotzt vor Unterstellun- 
gen, Mutmaßungen, Verallgemeinerungen, aus dem Zusammenhang ge- 
rissenen Phänomenen, perfiden sprachlichen Andeutungen, Er er- 
scheint uns als Ausdruck der persönlichen Frustration einer Per- 
son, die mangels ausreichender politischer Erfahrung und Grundla- 
ge nicht in der Lage ist, ihre Erfahrungen eines kurzen Besuches 
in Nicaragua zu verstehen, das Wesen der Widersprüche dieser Re- 
volution sich selbst und anderen zu erklären. Wobei erklären, no- 
ta bene, nicht entschuldigen heißt, wie Autor oder Autorin uns 
ausländischen Cooperantes ja durch die Bank unterstellt. Doch da- 
zu später. Daß Ihr das Ergebnis solch persönlicher Enttäuschung 
aus Eurer redationellen Verantwortung heraus abdrucken zu können 
meint, das ist es, was wir Euch ankreiden, in einer Situation, 
wo das Schmuddelbuch von Herrn Kriele 50.000er Auflagen erreicht 
und damit genau den Effekt reflektiert, der sehr typisch ist für 
das deutsche Wesen, das sich bis weit in die Solidaritätsbewegung 
hinein fortsetzt, und inzwischen offensichtlich auch die Latein- 
amerika Nachrichten: Es kann, es darf einfach nicht sein, daß 
eine Revolution, hier die nicaraguanische, sich nach sieben Jah- 
ren noch nicht verraten hat, "das haben wir ja an Vietnam, an An- 
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gola, Mozambique, Zimbabwe und, auf andere Weise, an Portugal ge- 
sehen". Es ist eigentümlich, oder vielleicht gerade nicht: wir, 
die wir uns in allen Auseinandersetzungen der vergangenen Jahre 
um Atomkraft, um Mittelstreckenraketen etc., etc, auch nicht ge- 
rade mit Ruhm bekleckert haben, spielen uns mit großem Vergnügen 
und unbestechlich-gnadenlosem Urteil zum Richter über Befreiungs- 
prozesse auf, deren Protagonisten kleine, ausgehungerte, schlecht 
ausgebildete Völker sind. Und entziehen ihnen unsere Solidarität. 
Schäbig, schäbig! Aber nun lieber erstmal zum Konkreten, damit 
Ihr überhaupt wißt, was wir da meinen, 


Den Satz "Es sieht nicht gut aus in Nicaragua" unterstützen wir 
voll. und ganz. Grund für die schlechte Allgemeinlage ist vor al- 
lem die wirtschaftliche Situation. Und da muß man, wenn es um Ni- 
caragua geht, eben zuerst einmal benennen, was die Rahmenbedin- 
gungen sind. Vor allem die Verschlechterung der Terns of Trade, 
durch die Nicaragua für seine Exporteinnahmen heute gerade noch 
gut zwei Drittel von dem bekommt, was es dafür 1980 auf dem Welt- 
markt kaufen konnte. Da beißt die Maus keinen Faden ab: Die welt- 
wirtschaftliche Krisensituation beutelt die Dritte-Welt-Länder 
am meisten, und alle zentralamerikanischen Länder haben Einbußen 
der Realeinkommen der Arbeiter zu verzeichnen, Als ersten wirt- 
schaftlichen Indikator die vermehrte Zahl bettelnder Kinder anzu- 
führen, mag man noch als Ausdruck einer an sich harmlosen politi- 
schen Micky-Maus-Perspektive durchgehen lassen. Es grenzt jedoch 
an Perfidie, sich lang und breit über die "tienda diplomätica" 
auszulassen, die "vergleichbar mit dem Intershop in der DDR" sei. 


Na, wenn das bei uns Westdeutschen keine antikomnunistischen Emo- 
tionen und Verhöhnungen abtriggert! Und woran, bitte schön, sind 
denn die Besucher dieses "Intershop" als Regierungsfunktionäre 
zu erkennen? Wir haben dort noch niemanden gesehen, der ein 
Schild umhängen hatte, auf dem seine Position zu lesen stand. 
Vielmehr wissen alle, die sich in Nicaragua ein bißchen besser 
auskennen, daß das Spektrum der "diplo"-Besucher quer durch die 
nicaraguanische Bevölkerung geht, denn jeder, der einen Onkel in 
den USA hat, erhält von dort ab und zu mal einen Dollarschein. 
Und den trägt der - na, wohin wohl? ... Die "tienda dipnlomätica" 
ist also, ob bei Ausländischen oder Einheimischen, ein Instrument 
des Staates, Devisen abzuschöpfen, bevor sie in Schwarzmarktkanä- 


le gehen. 


Trotzdem stimmt, daß das schlechte Leben nicht jeden gleich 
trifft. Es trifft zum Beispiel nicht so hart die vielen Viehzüch- 
ter aus Chontales, die auf ihren Farmen, privatwirtschaftlich 
verfaßt, noch schöne Gewinne machen und sich damit so manchen 
neuen Toyota kaufen können. Daraus 1l&ßt sich, zumal in der 
Kriegssituation, durchaus Kritik am Konzept der gemischten Wirt- 
schaft ableiten, nur scheint die Intention des Artikels genau in 
die entgegengesetzte Richtung zu gehen. 


Auch unter den Posten "perfider Schmuddel Journalismus" zu buchen: 
die sehr subtile Art und Weise, wie der Krieg als anscheinendes 
Ergebnis sandinistischer Politik dargestellt wird. Auch wenn da 
im zweiten Halbsatz von 100-Millionen-Dollar die Rede ist, liest 
sich das Voerhergehende ja so: "Auch politisch tut sich nichts, 
was uns mit Freude erfüllen könnte, Der Krieg wird sich wahr- 
scheinlich wieder intensivieren ..." Abgesehen davon, daß "Freu- 
de" nun schon länger keine Kategorie mehr ist, die nicaraguani- 
sche Politik zu beschreiben, unter dem Trommelfeuer der nordame- 
rikanischen Aggression, wird hier doch unbestreitbar unterschwel- 
lig und wnso hinterhältiger der Zusammenhang zwischen dem Krieg 
und der Politik der Sandinisten hergestellt: Die Sandinisten sind 
Schuld am Krieg. 


Dann wird von den "verzweifelten Versuchen" der Sandinisten ge- 
sprochen, Contadora zu beleben, womit die sandinistische Politik 
in den Bereich des Neurotischen, Pathologischen abgeschoben wird. 
Und warum dieses höhnische "Bei den Sandinisten herrscht wie im- 
near Zuversicht in Bezug auf die wirtschaftliche Situation (was 
im übrigen garnicht stimmt;In der Frente wird auer durch die Bank 
davon resprochen. daR das kommende Jahr noch härter wird als das 
laufende). warum dieses großmäulire, besserwisserische "Wir ken- 
nen diese Argumente‘, als ob da jemand den Stein der Weisen ge- 
funden hätte, Auch dies für uns nur zu erklären aus der verletz- 
ten Eitelkeit von jemand, der einem Vize-Minister "besorgt zu 
schildern versucht, daß im Vergleich zum letzten Jahr die Lebens- 
haltungskosten enorm gestiegen seien" und dahei nicht gerade aine 
besonders engagierte Antwort bekommt. Als ob der Mann das nicht 
selber #“üßte! Kein Wunder, daß es da auf eine dumme Frage eine 
dumme Antwort gibt, getreu dem Sprichwort. Und so geht das munter 
weiter. Bis hin zu den Schmähungen über die "öden und nichtssa- 
genden Interviews der Comandantes, die nur das wiederholen, was 
in der Zeitung steht." Zunächst einmal; Umgekehrt wird ein Schuh 
draus. Natürlich wiederholen, weil wir ja schon längst im Totali- 
tarısmus leben, die Zeitungen das, was die Comandantes sagen, 
vielleicht auch aus ein bißchen journalistischer Sorgfaltspflicht 
Und wenn das öde und nichtssagend erscheint, dann liegt das aus- 
schließlich an der Optik des jeweiligen Lesers. Für die Menschen, 
die in diesem Land leben, geht es dabei meistens, und meist auf 
sehr spannende Weise, um genau das, was ihr Leben in der Hevolu- 
tion betrifft. Und man muß schon verdammt kurzsichtig sein, well- 
te man die vielen kritischen Artikel in der Presse übersehen, 
taub, wenn man nicht einmal den "Contacto seis-veinte" gehört 
hätte, die Sendung, wo man den ganzen Morgen über beim Sender 
("La Voz de Nicaragua") anrufen kann, um sich über das zu be- 
schweren, was einem auf der Seele brennt, und oft genug mit guten 
Erfolg. 


wenn man darüber spricht, daß es nicht gut aussieht in Nicaragua, 
dann muß man neben den '"bloqueo", dem Wirtschaftsboykott, der 
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verdammt real ist bei einem Land, das in Investitionsgütersektor 
nahezu zu hundert Prozent von den USA abhängig gewesen ist, ver- 
heerende Konsequenzen haben muß, vor allem auch vom Krieg spre- 
chen, und es wäre eine verdienstvolle Aufgabe gewesen, den Lesern 
der LN einmal genauer vorzuführen, was die konkreten Auswirkungen 
der Aggression gegen Nicaragua sind. Contra-Krieg gegen Nicaragua 
- das heißt ja nicht allein, daß inzwischen fast 60% des Staats- 
haushaltes für die Verteidigung ausgegeben werden müssen. Aber 
man stelle sich einmal vor, was alles an vernünftigen Dingen ge- 
tan werden könnte, stünden doppelt soviel Mittel zur Verfügung 
für Projekte in den zentralen Bereichen Bildung, Gesundheit und 
Agrarentwicklung, Und dann bedeutet der Krieg eben auch, daß vie- 
le, oft die wichtigsten und fähigsten Leute in den Betrieben und 
zentralen staatlichen Institutionen fehlen, Der Krieg, da geht 
die Rechnung Reagans voll auf, ist ein brutaler Eingriff in die 
soziale und wirtschaftliche Struktur des Landes, ihn nachvoll- 
ziehbar zu machen wichtige Aufgabe für Jeden solidarischen Jour- 
nalisten, 


Persönlich verunglimpft fühlen wir uns durch die Passagen über 
die kritische Solidarität oder solidarische Kritik, Da haben wir, 
was die Möglichkeit kritischer Diskussion mit den Nicaraguanern, 
auf allen Ebenen, angeht, doch ganz andere Erfahrungen und fragen 
uns, wer denn diese frustrierten Freundinnen und Freunde sind, 
die die Achseln zucken und sich fragen, was das noch soll, Und 
gegen die Charakterisierung des solidarischen kenschen, der lie- 
ber schweigt und "das Kritisierte sofort entschuldigt, vernied- 
licht oder verharmlost", verwahren wir zumindest uns ganz ent- 
schieden, 


Und zum Schluß; Immer wieder die gleichen Mutmaßungen über die 
Fligelkämpfe der Direcciön Nacional, über die Eingeweihte "be- 
harrlich schweigen" (Oder wissen sie vielleicht garnichts? Oder 
gibt es am Ende auch garnichts zu wissen?), die hämischen Zweifel 
an der Verfassung und ihrem "demokratischen Anstrich" fin der die 
Armee Übrigens nicht der Frente, sondern dem Staat - eben den 


Verteidigungsministerium - unterstellt ist), die Unterstellung, 
die Sandinisten wollten der Welt nur zeigen - sprich; die Welt 
glauben machen -, daß sie nicht totalitär sind, Das ist doch, 


Freunde, gebt es zu, übelster Schmieren journalismus. Als i-Tüp- 
felchen dann der Begriff vom "Musterland der Demokratie", der in 
der Solidaritätsbewegung nicht und auch nicht hier von niemanden 
im Mund geführt wird, "Da tun sich die geheimen Sehnsüchte von 
Autor/Autorin sehr schön auf - fragt sich nur, nach welchem Mu- 
ster. Alles, was im Artikel selbst genanrıt wird, von den Sozial- 
demokraten bis zu den Konsumgütern aus Panama, sind westliche 
Muster. Und auf die, da waren wir uns doch eigentlich einig, 
sollte man Nicaragua doch nun wirklich nicht festlegen. 


Zu hoffen bleibt, daß der Artikel.ein Ausrutscher war, Ihr hättet 
gut daran getan, an seiner Stelle den Aufsatz über die SIchwierig- 
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keiten der Umstellung der Wirtschaft von der wiederaufbauphase 
zur Überlebens-, zur Kriegsökonomie abzudrucken, den das Histori- 
sche Institut der Jesuitenuniversität UCA in der Septembernummer 
seines ENVIO veröffentlichte. Allen Interessierten sei er zur 
Lektüre enpfonlen. Der ENVIO ist in seiner deutschen Ausgabe über 
das Infornationsbüro Nicaragua in Wuppertal (Hofaue 51, d. Redak- 
tion) zu beziehen, 

Einige Mitarbeiter von "dienste in übersee'" in Nicaragua 


Liebe Leute, 


Hier schnell ung wirklich nur kurz ein paar Zeilen, damit 
ihr endlich ein {wenn auch schwaches) Lebenszeichen von mir 
bekommt, Es ist Samstagabend 18.00 Uhr und morgen ist letzte 
Gelegenheit Post abzugeben, bevor wir wieder für eine Woche 
von der Außenwelt abgeschnitten werden. Zwei Gründe vorweg, 
weshalb dieser Brief eigentlich nicht geschrieben werden sollte, 
1. Zur Zeit bin ich nicht gerade in bester Laune und werde 
nicht allzuviel Positives zu berichten wissen (was aber der 
Realität nicht unbedingt entspricht). 2. Einen ausführlichen 
Brief habe ich bereits angefangen, gleich zu Beginn aber zu 
weit ausgehelt, um ihn in der Kürze der Zeit und unter den 
in Punkt 1 genannten Bedingungen zu Ende zu bringen, 


Nun gut: Also heute ist Samstag. Seit nunmehr 13 Tagen 
schleifen wir unsere geschundenen Körper zwischen 900 und 
1000 m Höhe durch die Kaffee-Plantagen Malagalpas, Schlappe 
t0O Stunden Arbeit am Tag, in der ersten Woche viel Regen 
und Schlamm und das wahlweise gereichte Menu Bohnen und 
Reis / Reis mit Bohnen u.a.m. lassen uns nur schwerlich er- 
ahnen, weicher Wahnsinn uns umjubelte, als wir unser Ja-Wort 
zu diesem Unternehmen gaben, 

In der Palette der Tropenkrankheiten fehlen uns eigentlich 
nur noch Pest und Cholera, aber bei einer Ausfallquote von 
20 - 30 % werden wir auch das spielend schaffen, Wenigstens 
- um mal was Positives zu sagen - gibt's keine Kakerlaken 
und mit den Spinnen und den Flöhen läßt es sich mittlerweile 
auch leben, 

Heute gab's Post, Allerwärmsten Dank für die Briefe und für 
die Tarzen + Ides. 

Solltet ihr mal! Lust haben, 'n Käsebrölchen mit Tomaten und 
viel Butter rüberzuschicken ... nun gut, lassen wir das. 


So, ich geb's schon wieder auf, Morgen geht's wieder früh 
um & Uhr In den Kaffee und ich möcht noch '!n bisschen Zei- 
tung von letzter Woche lesen, 

Euch alle ganz liebe (revolutionäre sowieso) Grüße won der 
"Fünften antiimperialistischen Kaffeeschlacht" in La Piniada/ 


Matagalpa, . 
!Todos juntos insoportables! 


Das Elend der Solidarität 
DER TRAGÖDIE ERSTER TEIL 


VORGESANG! 


''Nun sind wir schon drei Wochen hier, 
von Contras keine Spur, 

Die Kaffeebüsche hängen voll 

Sandino Dröhnung pur. 

Die Hälfte von uns liegt im Bett 

und träumt von 'Schöner Wohnen! 

und morgens, mittags, abends 

gibt es nichts als Reis und Bohnen." 


Hallo, ihr Lieben! 

La Pintada, Montag, der 29. Dezember - es ist kurz vor 1$ Lihr, 
Draußen gieflt es in Strömen. In der Hoffnung, etwas Ruhe 
zu finden, habe ich mir Klopapier in die Ühren gestopft {mit 
erstaunlich mäfßigem Erfolg} und mich auf meine Holzpritsche 
zurückgezogen. Obwohl die elektrische Beleuchtung wieder ein- 
mal ausgefallen ist und mir die Augen fast zufallen, will ich 
endlich mal versuchen, euch und mir das Chaos um mich 
herum zu erklären. 


Mittlerweile geht unsere Arbeit auf der staatlichen Produk- 
tionseinheit "La Pintada" in die vierte Woche, Die Finca liegt 
zwischen 900 und 1000 Meter Höhe etwa 8 Kilometer östlich von 
Matagalpa entfernt, Obwohl die Berghänge und Täler unglaub- 
lich schön anzusehen sind (faktisch handelt es sich um ein 
ökonomisches und ökologisches Disaster), bin ich bisher noch 
nicht dazu gekommen, für ein paar Stunden durch's Gehege 
zu toben, Das liegt zum einen daran, daf mir nach zehn 
Stunden Kaffeepflücken alles andere als nach Toben zumute 
ist (abgesehen davon wird es kurz nach Arbeitsschluß eh dun- 
kel), zum anderen besteht der Verantwortliche der fünfköpfi- 
gen Milizeinheit von La Pintada darauf, daf wir uns nicht 
zu weit von den größeren Wegen entfernen. Allerdings bin ich 
sicher, hier nichts zu befürchten zu haben. Zwar können wir 
tagsüber von den Feldern aus oft Artilleriegedönrer hören, 
Jedoch handelt es sich dabei - glaube ich - um Manöver der 
sandinistischen Armee, Die Nicas, jedenfalls, quittieren jeden 
Schuß mit fröhlichen Pfeifkonzerten. Auch das Ausgangsverbot 
am 25, 12. bezog sich mehr auf die Befürchtung, irgendwelche 
Leute könnten im Vollsuff Amok laufen, als auf Angst vor 
Contra-Überfällen, Trotzdem: nachdem es in den letzten zwei 
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Wochen nach dem Überfall auf Wiwili (ca. 70 km von hier) 
recht ruhig gewesen war, ist gestern wieder ein LKW auf eine 
Mine gefahren, als das Mittagessen zu den Leuten in den 
Kaffee-Plantagen gebracht werden sollte. Zwei Menschen kamen 
dabei ums Leben, Diesen Krieg, wie er in Wiwili und Jinotega 
militärisch geführt wird, bekommen wir hier auf ganz andere 
Art zu spüren, 


Der Kaffee ıst der größte Wirtschaftszweig in der Region VI 
(Matagalpa - Jinotega). Dort sind die meisten Arbeitskräfte 
und Investitionen konzentriert. Im Rahmen der Agrarexport- 
produktion werden in der Region 32% der Devisen erwirtschaf- 
tet und sie nimmt damit im nationalen Maßstab den zweiten 
Rang ein. Auf den Kaffee beschränkt umfasst der Devisenanteil 
knapp 70%. Der Umstand, daß im letzten Jahr das Handels- 
bilanzdefizit - also die Ausfuhren (294 Mio. US-$) im Ver- 
gleich zu den Einfuhren (936 Mio, US-$) - fast doppelt so 
groß (542 Mio. US-$) wie die Ausfuhren war, unterstreicht die 
ökonomische Bedeutung der Region für den Staat. Dabei sind 
die Zinsen, die jährlich auf die wachsenden Auslandsschulden 
(1985: 5 Mrd. US-$) bezahlt werden, noch hinzuzuzählen: Das 
Zahlungsbilanzdefizit erreichte im letzten Jahr mit 722 Mio. 
US-$ einen neuen Rekord. 

Wenn das nicht so ganz verständlich war, macht das auch 
nichts. Solche Zahlen sind vor allem für (angehende) Sozial- 
technokraten hüben wie drüben von Bedeutung. 


Nachdem wir die ersten zwei Wochen zusammen mit den etwa 
fünfzig auf La Pintada lebenden Frauen und ihren Kindern 
den Kaffee geerntet haben (Männer treten hier - von einigen 
wenigen Ausnahmen abgesehen - lediglich in Gestalt von Mili- 
tärs, Vorarbeitern, Gewerkschafts- und Frente-Abgesandten, 
Produktionsleitern und ähnlich Privilegierten in Erscheinung), 
werden nun auch täglich ganze Hundertschaften an Pflückern 
aus Matagalpa angekarrt. Gearbeitet wird von morgens um 
& Uhr bis 16 Uhr. Durch das anschließende Abwiegen wird's 
dann aber doch oft ein, zwei Stunden später. Offiziell wird 
der arbeitsfreie Sonntag zwar garantiert, doch während der 
Erntezeit und aufgrund des großen Arbeitskräftemangels wird 
hier nun die ganze Woche gearbeitet. Aber: die Sonntagsarbeit 
ist freiwillig und wird doppelt bezahlt. Trotz der wirtschaft- 
lichen Situation bezweifel ich allerdings die Nützlichkeit der 
Internationalisten. Die Frauen pflücken täglich etwa 6 Latas 
(eine Lata ist etwa ein 10-Liter-Eimer voll Kaffeekirschen), 
die Pflücker aus Matagalpa zwischen 8 - 12 und selbst die 
Kinder bringen es auf 2 - 3 Latas. Nach drei Wochen haben 
wir uns gerade auf 3 Latas 'hoch'gearbeitet, 


Zu den langen Arbeitszeiten kommen noch einige Bedingungen 
hinzu, die mich mit Sehnsucht an die kapitalistische Ausbeu- 
tung in Berlins Industriebetrieben zurückdenken lassen. Wenn's 


regnet macht's besonders viel Spaß: völlig durchnäßt, frie- 
rend, knietief im Schlamm watend und immer wieder auf'm 
Zahnfleisch irgendwelche Abhänge rauf- und runterkraulend .. 
und' wenn dir dann noch der Korb mit den wenigen Kirschen 
in den Dreck knallt ... Nun ja, daß Leute von uns austicken 
ist selten und läuft auch versteckter ab. Die Ausfälle häufen 
sich aber zunehmend. Von den 42 Internationalisten bleiben 
täglich ungefähr zehn im Bett. Zum Teil liegt das aber auch 
an den ganzen Krankheiten, die wir hier horten, Angefangen 
mit Durchfall, Fieber und Erkältungen bis hin zu Infektionen 
und - von der Mehrheit mit Neid bedacht - Verstopfunge . 
kriegen wir so ziemlich alles, werden es aber ums Verrecken 
nicht wieder los. Von den Flöhen will ich Ja gar nicht reden. 


Unter diesen Umständen wird dann auch das Essen zum Pro- 
blem. Jeden Tag - morgens, mittags, abends - Bohnen, Reis 
und Tortilla war anfänglich noch erträglich, aber wenn du 
drei Wochen jang Durchfall hast (und um jede durchschlafene 
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Nacht froh sein kannst) und erst freiwillig auf die Bohnen, 
dann auch auf die Toertilla verzichtest, wird es ziemlich 
schwer, sich klar zu machen, daß die Leute, die hier leben, 


nicht nur mal schlappe sechs Wochen, sondern jeden Tag Reis 
und Bohnen essen. Des Nachts werden dann bundesdeutsche 
Konsumpräferenzen zum Alptraum, So machen sich dann auch 
immer wieder Leute von uns auf den Weg nach Matagalpa, um 
'mal was richtiges zu Essen'. Letztes Wochenende bin ich 
selbst auch losgezogen. Nachdem fast sämtliche kleineren 
Läden und Esslokale geschlossen hatten, sind wir schließlich 
in so'm ziemlichen Nobelschuppen gewesen, Das Essen war 
zwar wirklich recht gut, du kriegst aber schon ein ziemlich 
mieses Gefühl dabei, wenn du hinterher ausrechnest, daß du 
grad mal eben fast 'nen halben Monatslohn einer Kaffeepflük- 
kerin verfressen hast. 


Der Weg in die Stadt ist aber noch aus einem anderen Grund 
ein ziemlich erschreckendes Erlebnis, Auf La Pintada laufen 


die Kinder zum größten Teil barfuß und in völlig zerfetzten 
Kleidern durch die Gegend, Solche Kinder findest du zwar 
auch in den Städten, aber speziell in Matagalpa gibt es eine 
ziemlich große Mittelschicht, die - neben den Internationali- 
sten - zumindest äußerlich in Kleidung, Schmuck und Make 


up einen ungeheuren Reichtum zur Schau trägt und in den 
Restaurants und Eisdielen praktiziert. Das zu sehen macht 
vor allem deshalb so wütend, weil gerade die Menschen, die 
in den produktiven Bereichen der Wirtschaft arbeiten, am 
schlechtesten leben müssen. Und während eben diese Mittel- 
schichten ihren Reichtum immer stärker ausbauen können, ver- 
liert die Mehrheit der Arbeitenden mehr und mehr von ihrem 
Status quo. Die Folge davon ist, daß immer mehr Menschen 
aus den niedrig bezahlten produktiven Bereichen rausgehen 
und in den informellen Sektor abwandern. Ein Beispiel: zwei, 
drei Mal in der Woche kommt eine Frau aus Matagalpa nach 
La Pintada und verkauft kleine Brote, Zigaretten u.ä., die 
sie vorher in der Stadt gekauft hat. Selbstverständlich sind 
ihre Preise weit höher als die ursprünglichen. Bei diesem 
Handel verdient sie dann schließlich das Doppelte und Drei- 
fache von dem ihrer Kunden. Jeder, der irgendwelche Be- 
ziehungen hat (der Onkel von dem und dem, der in der Coia- 
Abfüllfabrik arbeitet und hin und wieder einen Kasten zur 
Seite bringen kann, der Enkel, der in der staatlichen Vertei- 
lerstelle für rationierte Produkte arbeitet U.S.Ww.), sie alle 
horten und verschachern, Schwarzhandel und Korruption blü- 
hen. Es mehren sich bereits Gerüchte um unseren Produktions- 
verantwortlichen, nach denen er die Teilnehmer einer däni- 
schen Internationalistengruppe gefragt habe, ob sie nicht 
schwarz Dollars bei ihm tauschen wollten, und weiterhin 30'000 
Cordobas, die ihm für den Aufbau eines Kindergartens in La 
Pintada ausgehändigt wurden, spurlos verschwunden seien. 
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Immer, wenn gerade mal kein Reis oder kein Kaffee mehr für 
die Versorgung der Pflückerinnen da ist - was leider immer 
wieder passiert -, muß befürchtet werden, daß der von Daniel 
beschworene "Engpaß" mehr seiner Vorstellungskraft als den 
VVerlautbarungen der staatlichen Verteilerstellen entspringt 
und er sich durch den Verkauf eines Sackes Reis auf dem 
Schwarzmarkt einen Zuverdienst ermöglicht hat. Mangelnde 
Kontrolle von unten und der immer noch stark vorhandene Un- 
tertanengeist bei den Leuten bietet jedenfalls ausreichend Ge- 
jegenheit für Korruption, die stets dort am größten ist, wo 
die Betreffenden (nicht die Betroffenen) am meisten verdienen. 


Was den Verdienst der Leute hier - vor allem auf La Pintada - 
angeht, so gilt das alte Prinzip, je mehr Verantwortlichkeit 
(sprich Entscheidungsbefugnis), je weniger Arbeit, je mehr 
Lohn. Die absolute Krönung: in der Küche arbeiten zur Zeit 
fünf Frauen, die für mindestens 250 Leute kochen. Um späte- 
stens halb sechs morgens muß das Frühstück fertig sein, 
abends zwischen 5 und 6 das Abendessen. Arbeitsbeginn für 
die Frauen ist also zwischen 2 und 3 Uhr in der Nacht - Ende 
etwa 19 Uhr. Für Schichtarbeit will man(n!) nicht mehr Geld 
ausgeben. Der Lohn für täglich (Feiertage oder Freiwilligkeit 
gibt's hier nicht) 16 - 17 Stunden Arbeit: nicht halb so vie 
wie ein Vorarbeiter und immer noch ein gutes Stück unter dem 
Burchschnittslohn der Pflücker/innen. 


Zweimal ist das Essen am Morgen ganz ausgefallen, weil die 
Köchinnen einfach nicht zur Arbeit gekommen sind, Das ist 
zwar immer recht nervig für uns, aber im Grunde das Ver- 
nünftigste, was sie machen konnten. Langsam sollten wir Inter- 
nationalisten/innen uns endlich mal aufraffen und uns irgend- 
wie dazu verhalten. Bisher war für uns da stets so eine 
gewisse Hemmschwelle. Nun ja ... 


So, liebe Leute. Eigentlich sollte der Brief noch viel länger, 
ausführlicher und selbstverständlich besser werden. Unzuläng- 
lich und unkorrigiert beende ich jetzt den Brief und lasse 
die Feder sinken. Es ist schon ziemlich spät, morgen geht's 
wieder früh raus - hoffentlich regnet's morgen nicht. 


Der Brief geht morgen noch nach Managua und am Mittwoch/ 
Donnerstag nach Berlin - dürfte also Anfang nächster Woche 
bei euch sein. Da wir nur noch (?) bis zum 17.1.87 in La 
Pintada bleiben, solltet ihr ab dann nicht mehr (?) schreiben 
(was ja bisher auch nur sehr mäßig geschehen ist - bäht), 
Entschuldigt bitte, daß ihr erst so spät von mir hört, aber 
trotz allem ist das alles doch recht anstrengend (bin harte 
körperliche Arbeit nun mal nicht gewöhnt!). Seid nicht bös', 
wenn persönliche Briefe auf sich warten lassen, 


Von der 5. antiimperialistischen Kaffeeschlacht in La Pintada 
grüßt euch alle ganz lieb 
x. 
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Chile-Soli-Wochen in Madrid 


Chile vive! - so lautet das Motto einer gerade eröffneten Solida- 
ritätsveranstaltung im Madrider Kreis der Schönen Künste - wer 
jetzt im Februar oder zu Beginn der Semesterferien nach Spanien 
reist, der sollte sie sich nicht entgehen lassen ! 

Auf dem Programm stehen Theater- und Filmvorführungen, kanal 
(von chileenischem Rock über Exilkompositionen bishin zur Klassik), 
Dichterlesungen von zum Beispiel Nicanor Parra und Raül Zurita, 
Informationsveranstaltungen zur politischen Lage und zur Situation 
der Menschenrechte etc. Eine große Kunstausstellung zeigt Werke 
chilenischer Malerei, Bildhauerei, Fotographie und Architektur. 
Geplant ist das Ganze als Wanderausstellung, die ab Ende Februar 
auch in Barcelona und schließlich - als Trost für die Hiergeblie- 
benen - in mehreren Städten nördlich der Pyrenäen zu sehen sein 


wird, 
Das Besondere dieser Kulturveranstaltung besteht nicht nur in ih- 


rem Umfang - es ist die bislang größte "Show" oppositioneller chi- 
lenischen Kunst- und Kulturlebens im Ausland - sondern auch im En- 
gagement ihrer Veranstalter: an der Organisation beteiligten sich 
so ziemlich alle staatlichen und halbstaatlichen spanischen Insti- 
tutionen von Rang und Namen: Kultusministerium, die Städte Madrid 
und Barcelona, das Institut für iberoamerikanische Kooperation, 
Stiftungen von Banken’und Sparkassen, die Fluggesellschaft Iberia 
... man oder frau versuche mal, sich sowas hierzulande vorzustel- 
len (klappt‘s ??). 

Der Kontakt mit rund hundert chilenischen Künstlern und Intellek- 
tuellen kam, versteht sich, ganz ohne die Unterstützung offiziel- 
ler chilenischer Stellen zustande. So fühlte sich denn auch der 
chilenische Botschafter in Spanien verpflichtet, die Veranstaltung 
als parteiisch und doktrinär, oppositionell und tendenziös- sicher 
kein Verlust für dieAusstellung, die noch bis zum 20. Februar in 
Madrid bleibt, 

Und noch ein paar Künstlernamen zur Abrundung: Roberto Bravo, 
Isabel Aldunate, die Theatergruppen Nuevo Grupo, Teatroneta, Tea- 
tro del Alma, und die Maler Roberto Matta, Jos&@ Balmes und Roser 
Bru. 
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REZENSION 


Guatemala - Bericht über einen verdeckten Krieg 


Auf dem Titelbild ein Indio mit erhobenen Händen, im Hintergrund 
schemenhaft die allgegenwärtige brutale Staatsgewalt Guatemalas 
- In eindrucksvollen Zeugnissen Einzelner vermittelt E. Gross die 
guatemaltekische Realität. Eine indigena, die sich mehrfach gegen 
ihren Vorgesetzten durchsetzt, wird auf offener Straße zusammen- 
geschossen, Ihr Sohn wurde entführt, er ist verschwunden. Ein Ge- 
werkschaftsführer wird entführt, gefoltert und dann auf der ge- 
lingenden Flucht fast noch vor der belgischen Botschaft erschos- 
sen. 


Als Weg an die Seite des Volkes - so eine Kapitelüberschrift - 
erzählt ein Pater von seiner Radikalisierung durch "seine! Basis- 
gemeinde: "Mein Platz ist an der Seite des unterdrückten Volkes", 
wenn es der Meinung ist, "daß der bewaffnete Kampf für die Verän- 
derung der unerträglichen Lage notwendig ist — und dies ist die 
Meinung der breiten Bevölkerung ... - dann stehe ich auch zur 
Guerilla." 


Die Berichte der Frau, des Gewerkschafters, des Paters sind keine 
willkürlich herausgegriffenen Einzelfälle; sie geben ein authen- 
tisches Bild der Lage der guatemaltekischen Bevölkerung, ein Bild 
der entmutigend brutalen Repression, aber auch des ermutigend 
sich fortpflanzenden Mutes und Willens, das Unerträgliche nicht 
zuzulassen. So wie die Mutter, die sich gegen den Vorgesetzten 
durchsetzt, wie der Indio, der sagt: "Sollen wir uns vor den Sol- 
daten in den Bergen verstecken? Unmöglich. Sollen wir alles hin- 
nehmen, von der Zerstörung der Dörfer bis zur Vernichtung unserer 
Kultur? Unmöglich ...'"Heute nimmt die Mehrheit der indianischen 
Bevölkerung am (bewaffneten) Kampf in der einen oder anderen Wei- 
se teil, in den politisch-militärischen Organisationen ebenso wie 
in der CUC (Landarbeitergewerkschaft im Untergrund). 


Aber hier endet plötzlich die Authentizität. Gross berichtet 
nichts vom sich entwickelnden Kampf der Indianer, von den Ausein- 
andersetzungen um ihre Position in der Guerilla. Die Entwicklung 
von ORPA und EGP, den beiden schlagkräftigsten Guerillaorganisa- 
tionen neben der FAR wird nicht dargestellt. 


Über Probleme der politisch-militärischen Perspektive dürfen aus- 
schließlich die Genossen der PGT (Guatemaltekische Arbeiterpar- 
tei) berichten. Von ihnen kommt die historische Einordnung und 
der Blick in die Zukunft, die Perspektive des Aufstands. Und dies 
angesichts der Tatsache, daß die PGT die schwächste Gruppierung 
innerhalb der URNG (der gemeinsamen Dachorganisation der revolu- 
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tionären Kräfte Guatemalas) ist und sich erst relativ spät unter 
dem Druck der Ereignisse - dies stellt Gross dar - zum bewaffne- 
ten Kampf entschlossen hat. So mißlingt Gross die Darstellung 

der Guerilla. und die "Indianerfrage" bleibt ein von der PGT er- 
kannter und transformierter "Nebenwiderspruch", 


Damit zerfällt das Buch in ein gelungenes Aufweisen der herr- 
schenden Verhältnisse und der Situation der unter ihnen Leiden- 
den. Andererseits entsteht der hochgradig peinliche und politisch 
intentionierte Eindruck, die politisch-militärische Kraft der 
Aufstandsbewegung sei eine Sache der PGT. 


Für "Eingeweihte" bietet das Buch wenig Neues, Für alle anderen 
ist es interessant, sofern sie sich über die genannten Probleme 
anderweitig zusätzlich informieren, 


Horst-Eckart Gross: Guatemala, Bericht über einen verdeckten 
Krieg. Weltkreis-Verlag, Dortmund 1986 


Guerilleros im Gespräch mit der indianischen Bevölkerung 
in Sta. Clara, Guatemala 
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Leserbrief zu den Buchrezensionen in LN 154 | 


was führte Eure Bücherbesprechenden in der vorletzten Nummer der 
(sonst) lesenswerten LATEINAMERIKA NACHRICHTEN zu solch schludri- 
gen Urteilen über "Vulkan der Träume" und "Der lange Krieg"? Ge- 
ärgert habe ich mich jedenfalls darüber. 


Da ich seit '78 in der Zentralamerika-Bewegung aktiv bin, habe 
ich in der Zeit einen beträchtlichen Teil der veröffentlichten 
Unmenge an Zentralamerika-Büchern und -Broschüren gelesen. Wenn 
ich nun jemandem Neuen einen Einblick in Nicaragua geben müßte, 
wäre "Vulkan der Träume" bestimmt unter den 5 hervorragendsten 
Veröffentlichungen. Es ist aktuell, bietet von den behandelten 
Themen her einen breiten Überblick, ist von kompetenten Leuten 
verfaßt worden, die was zu schreiben haben und dies auch tun und 
bewegt sich geschickt und lesenswert auf dem schmalen Grat zwi- 
schen Lobhudelei und besserwisserischem In-Bausch-und-Bogen-Ver- 
dammen, Zudem ist das Buch seriös (und nicht effekthaschend) auf- 
gemacht, und ich kann mir vorstellen, daß eine gehörige Portion 
Arbeit dahinter steckt. Oder weiß mir jemand einen annähernd so 
informativen Geschehens-Abriß über die Atlantikküste oder einen 
vergleichbaren Aufsatz zu den ökologischen Problemen Nicaraguas 
(um nur zwei herauszupicken?) Den abschließenden Rat des/der Re- 
zensenten/in kann ich nur unterstützen: das Buch zu lesen. Aller- 
dings mit der gegensätzlichen Annahme, daß die Leser/innen Gefal- 
len daran finden werden, 


Und gleich weiter: Da wurde doch in der Folge der April '83-Er- 
eignisse (Ana Maria-Ermordung, Marcial-Selbstmord) ausführlichst 
diskutiert, geschrieben, gerätselt, gerüchtet und dergleichen 
mehr: Hat er sie jetzt ermorden lassen oder wurde er selbst so 
überrascht, daß er danach Selbstmord beging? Und ich glaube anzu- 
nehmen, daß die Quintessenz ist: es ist nichts eindeutig bewie- 
sen. (Vielleicht redet dereinst Täter Marcelo, wenn er aus dem 
Knast kommt.) Dessen alles ungeachtet simplifiziert Euer Schrei- 
bender: Der Marcial ließ die Ana-Maria umbringen, Punkt, War die 
ganze Diskutiererei für die Katz, war Euer Mensch mit dabei oder 
ist dies einfach saloppe Schreibe? 


Es grüßt: H. Scheidegger, Neuenhof, Schweiz 
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Zeitschriftenschau 


ila-info Nr. 101,- Dezember 1986 Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 
Schwerpunktthema: Brasilien - Der Kampf um ein, Stückchen Erde: Enttäuschung Über 
ein enttäuschendes Agrarreformgesetz, Landbesetzungen, von großgrundbesitzern 
angeheuerte Todesschwadrone - der Kampf um den bebaubaren Boden hat in den letzten 
Monaten in Brasilien an Schärfe zugenommen. Das neue ila-info enthält Beiträge zur 
Agrarpolitik der brasilianischen Regierung, zum Agrarreformgesetz, zu den aktuellen 
Landkonflikten, ein Interview mit dem brasilianischen Bischof Dom Jose Rodriguez 
und einen Brief aus Brasilien zu einer Aktion landloser Bauern, 

Weitere Beiträge: Asylantenwahlkanpf / Synode der EKD / Konferenz "Freiheit und 
Demokratie" der KAS / zur Konferenz "Kultur und Politik bei Antonio Gramsci und 
Jose Carlos Mariategui" / über die Behinderung eines Nicaragua-Seminars europäi- 
scher Jugendverbände / Vorstellung neuer Bücher zu Mittelamerika und zur Be- 
freiungstheologie / Interview mit dem mexikanischen Filmemacher Paul Leduc. 


ENTWICKLUNGSPOLITISCHE KORRESPONDENZ 4/1986 

Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 
Vom Reaktor zur Bombe - Atomkraft in der Dritten Welt. Informationen über die 
entwicklungspolitische Dimension der Nukleartechnik: Stellt der Export von Aton- 
kraftwerken einen vielleicht sogar unverzichtbaren Beitrag zur Lösung der drängen- 
den £nergieprobleme des Südens dar, oder dient er tatsächlich nur dazu, Schwellen- 
ländern mit Großmachtambitionen zur Bombe zu verhelfen? Spezielle Beiträge gehen 
auf die Nuklearpolitik in Indien, China, Brasilien und Argentinien ein. 
Weitere Artikel: Ausstieg vor dem £instieg - erster philippinischer Reaktor nird 
verschrottet / Sicher, sicherer, KWU - Auftragsflaute für deutschen Atomexporteur / 
Uranförderung in der Dritten Welt / Der Ernstfall ist Alltag: Über 1500 Atombon- 
benexplosionen als Tests / Eine Weltkarte, die Verbreitung und Massierung kommer- 
zieller und militärischer Nukleareinrichtungen zeigt. 


PERIPHERIE Nr. 24 (Frühjahr 1986, erschienen im Dezember 1986) 
LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 
Rassismus 
John Solomos: Spielarten der marxistischen Konzepte von 'Rasse', Klasse und Staat: 
eine kritische Betrachtung / Ingo Käthner: Verkramptheid: Zur Geschichte und Ge- 
genwart burischer herrschaftsmentalität / Hein Möllers: Kapitalinteressen und 
Apartheid. Zur historischen £ntwicklung des südafrikanischen Herrschaftssystems / 
Hartwig Berger: Interkulturelle Beziehungen und ethnische Diskriminierung im Spät- 
kapitalismus / Jürgen Martini: Ein Dank an die Adlerflügler - Hommage an Hubert 
Fichte. 


BOLIVIA - SAGO-Informationsblatt Nr. 62, Nov./Dez. 1986 

Wittenbergplatz 3a, 1000 Berlin 30 
Neue Führung auf dem Bergarbeiterkongreß / Reorganisation der COMIBOL / der 
Huanchaca - Mord / Modalitäten der Chinesen-Immigration / Interview mit Jaine 
Paz (MIR) aus dem 'Vorwärts! / Katholische Basisgemeinden / Sektenplage aus den 
USA. 


MITTELAMERIKA MAGAZIN Nr. 58, Dezember 1986 

Schweffelstr. 6, 2300 Kiel | 
Ein Thena beschäftigt seit einigen Wochen die rechte Propaganda gegen Nicaraqua! 
das verbot der Zeitung 'La Prensa', das von den hiesigen Unterstützern der Contra 
zur Mord an der Pressefreiheit hachstilisiert uird. Fin Selbstmord sei es gewesen, 
so die Autoren des Schwerpunktartikels "Sprachrohr der Opposition?", Die !Prensa! 
sei eben nicht die Öppositionszeitung in Nicaragua gewesen, sondern das Ürgan 
der US-Regierung - die nicaraguanische Opposition, die sich an der Verfassungsdis- 
kussion im Land beteiligt, hatte genausowenig Zugang in die Zeitung wie die regie- 
renden Sandinisten. weitere Thesen: Erdbeben in El Salvador / Duarte und das Hili- 
tär / Hasenfus-Prozed / denokratischer Wahlsieg in den USA / Leere Urnen in Haiti / 
neue Linksregierung auf Barbados. 


epd-Eniwicklungspolitik 23/24/86 

Friedrichstr. 2 - 8, 6000 Frankfurt 17 
"Den Kachtlosen #acht geben" Interview nit Mara Chase, Nawibischer Kirchenrat) / 
"Diakonia 2000" / Weltkonsultation des Weltkirchenrates, nit Textdokunentation / 
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VW do Brasil hat sein skandalöses Farmprojekt abgestoßen. Die ent- 
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Wer sind ihre Mitglieder ? 

Wie sind ihre Verbindungen zu Geheimdiensten ? 

Wie sind ihre Verbindungen zu anderen reaktionären bis fa- 
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und Gesellschaft aussehen könnte, welche Rolle den Parteien und Gewerk- 
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